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Die Novelle zum Bankgeseiz. 
Von Professor Dr. Edgar Jaffe-Heidelberg. 


Der § 41 des Bankgesetzes vom 14. März 1875 be- 
stimmt, dass das Reich zuerst zum 1. Januar 1891 und 
sodann von 10 zu 10 Jahren die Reiehsbank aufheben 
oder die sämtliehen Anteile der Reichsbank zum Nenn- 
wert erwerben kann. 

Die Folge dieser Bestimmung ist, dass sich alle 
10 Jahre eine mehr oder minder lebhafte Diskussion über 
die Aenderung, Verlängerung oder Aufhebung des Reichs- 
bankprivilegs in der wirtschaftlichen und politischen 
Presse ergibt, die bereits zweimal ihren Abschluss in 
einer mehr oder minder tiefgreifenden Aenderung des 
Bankgesetzes seitens der gesetzgebenden Faktoren des 
Reiches gefunden hat. 

Im jüngst verflossenen Jahre haben diese Aus- 
einandersetzungen noch eine besondere Bedeutung erlangt 
infolge der Schwierigkeiten, unter denen unser Geld- und 
Kapitalmarkt in den Jahren 1906 und 1907 gelitten hat 
und die gegen Ende des letztgenannten Jahres in einer 
förmlichen Geldkrisis gipfelten, die nach aussen hin in 
einem Reiehsbank-Diskontosatz von 7'/, pCt. — dem 
höchsten seit Bestehen der Reichshank — ihren Aus- 
druck fand. 

Zur Klarstellung der Ursachen dieser Sehwierig- 
keiten und zur Ermittlung von Abhilfemassregelo für die 
Zukunft ist dann von der Reichsregierung eine Bank- 
enquetekommission berufen worden, die, unter Vorsitz 
des Reichsbankpräsidenten Exzellenz Havenstein, von 
Mai bis Oktober 1908 getagt und etwa 200 Sach- 
verständige vernommen hat. 

Aus unverständlieher Geheimniskrämerei sind weder 


die stenographischen Protokolle dieser Vernehmungen 
noch auch die zum Gebrauch der Kommissionsmitglieder 
hergestellte Zusammenfassung derselben, noch auch die 
Verhandlungen der Unterkommissionen veröffentlicht 
worden; wir müssen uns daher, was die Ergebnisse der 
Kommission anlangt, fürs erste mit dem Anfang Februar 
d. J. veröffentlichten Protokoll der Verhandlungen der 
Gesamtkommission begnügen. Fast gleichzeitig mit diesem 
ist dem Reichstag die bier zu besprechende Novelle zum 
Bankgesetz zugegangen, die wir als das gesetzgeberische 
Resultat der Kommissionsverhandlungen ansehen dürfen. 

Der der Bankenquetekommission seitens der Re- 
gierung vorgelegte Fragebogen enthält zwei völlig hete- 
rogene Bestandteile: Die Fragen LN beschäftigten sich 
ausschliesslich mit der Regelung des Geldumlaufs und 
der Organisation der Reichsbank, während Frage NL die 
Zweckmässigkeit und Möglichkeit einer Fürsorge „für 
die Sicherheit und Liquidität der Anlage von Depositen 
und Spargeldern auf dem Wege der Gesetzgebung“ be- 
handelt. 

Um diese merkwürdige Zusammenkoppelung von 
Fragen zu verstehen, die auf den ersten Blick so wenig 
miteinander gemein zu haben scheinen, müssen wir uns 
ganz kurz mit den wirtschaftlichen und parteipolitischen 
Forderungen ‚beschäftigen, die bei jeder Erneuerung des 
Privilegs der Reichsbank sich bekämpfen: Auf der einen 
Seite stehen die Vertreter von Handel und Industrie, die 
Interessenten der Banken und Börsen, die eine der 
Haupfgrundlagen der wachsenden Prosperität unseres 
Wirtschaftslebens in der Goldwährung erblicken und 
an dieser um jeden Preis festhalten wollen. Sie sind 
zugleich der Ansicht, dass die Hauptaufgabe der Reichs- 
bank darin besteben soll, Hüterin dieser unserer Gold- 
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währung zu sein und sie wünschen ferner, dass die 
Reichsbank sich — entsprechend den Bestimmungen des 
Bankgesetzes — auf die Regelung des Geldumlaufes im 
Reiche beschränken solle, dass sie also auch ihre Kredit- 
gewährung nur unter dem Gesichtspunkte der Sicherung 
der Notenausgabe zu betrachten habe. Das sonstige 
Kreditgeschäft und damit die Bestimmung über die Rich- 
tung der Produktion unserer Volkswirtschaft soll dagegen 
dem freien Ermessen der nicht unter Kontrolle des 
Reiches stehenden anderen Banken überlassen bleiben. 
Einer der Vertreter dieser Ansicht in der Kommission, 
Stadtältester Kaempf, Präsident des Deutschen Handels- 
tages, hat dies in den Verhandlungen der Kommission 
wie folgt formuliert: „Die Reichsbank ist nicht in erster 
Linie ein Kreditinstitut, weder ein Kreditinstitut nach der 
aktiven, noch nach der passiven Seite; die Reiehsbank 
ist in erster Linie dazu berufen, den Geldumlauf im 
Lande zu regulieren.“ (Protokoll, S. 215.) 

Demgegenüber haben seit langem die Vertreter der 
rechtsstehenden, agrarisch interessierten Volkskreise eine 
völlig abweichende Ansicht über die Aufgaben der 
Reichsbank vertreten. 

Sie sind zunächst als Vertreter der Doppelwährung, 
von der sie sonderbarerweise eine Erhöhung der Preise 
der landwirtschaftlichen Produkte erwarteten, Gegner der 
Goldwährung gewesen. Ihr Wortführer war damals wie 
heute Dr. Arendt; nachdem aber selbst dieser sich in 
das Unvermeidliche gefügt und die Goldwährung, wenn 
auch nicht billigt, so doch als etwas fürs erste nieht zu 
Beseitigendes ansieht und höchstens noch versucht, die 
Goldwährung durch die Befürwortung der Ausprägung 
möglichst grosser Mengen Silbergeldes, dem er gesetz- 
liche Zahlkraft bis zu 1000 M. einräumen möchte, um 
etwas zu diskreditieren, hat diese Richtung ihre frühere 
Bedeutung zum allergrössten Teil verloren. 

Neben ihr geht in denselben Kreisen eine zweite 
Strömung einher, die bei der Erneuerung des Reichsbank- 
Privilegs in den Jahren 1889 und 1899 darauf hin- 
gearbeitet hat, die Reichsbank zu verstaatlichen, um ihre 
Mittel dann in weitestem Masse und zu billigem Zins- 
fusse der Landwirtschaft dienstbar zu machen. Eine be- 
sonders grosse Rolle spielte hierbei die Behauptung, dass 
die Diskontpolitik der Reichsbank eine unnötige Ver- 
teuerung des Zinsfusses, besonders auch für die Land- 
wirtschaft, verursacht habe. 

Nachdem aber die Regierung — in der richtigen 
Einsicht, dass ein Institut wie die Reichsbank ihre Auf- 
gaben nur dann erfüllen kann, wenn sie ihre Anlagen 
kurzfristig und in möglichst liquider Form macht, und 
daher eine enge Verknüpfung mit der hauptsächlich lang- 
fristigen Kredit benötigenden Landwirtschaft zu grossen 
Gefahren führen kann — in der preussischen Zentral- 
genossensehaftskasse und ähnlichen Instituten spezielle 
Organe der Kreditvermittlung für die Landwirtschaft ge- 
schaffen hat, verlor auch diese Strömung an Bedeutung. 
In der Bankenquetekommission hat sogar ein Vertreter 
der Landwirtschaft, der Freiherr von Gamp, auf Grund 
dieser Sachlage erklären können: „. ... die Landwirte 
wollen mit der Reichsbank nichts mehr zu tun haben“. 

Auch abgesehen von diesen rein agrarisch orien- 
tierten Interessenten besteht bekanntermassen in den 
Kreisen der Rechten und der Mittelständler seit langem 
das Bestreben, die fortschreitende Entwicklung Deutsch- 
lands vom Agrar- zum Industriestaat und die damit ver- 
bundene Entstehung der ganz grossen Industrie- und 
Handelsunternehmungen, besonders aber die hieraus 
resultierende Uebermacht des mobilen Kapitals, möglichst 
einzuschränken. Hieraus erklärt sich wohl die Stellung- 
nahme dieser Kreise zur Börsengesetzgebung, wie auch 
das Bestreben, die Bestimmung über die verfügbaren 


*Kapitalien der Volkswirtschaft so weit als möglich den 
Privatkreditinstituten, vor allem also den Grossbanken, 
zu entziehen oder wenigstens den gesetzgebenden Körper- 
schaften einen weitgehenden Einfluss auf die Verwendung 
dieser Kapitalien zu ermöglichen. 

Dahin zielen die Bestrebungen zur Errichtung einer 
Reichsdepositenbank und die intensive Förderung des 
Gedankens, nach englischem Vorbilde eine scharfe Tren- 
nung zwischen dem sog. regulären Bankgeschäft einer- 
seits und dem Effekten- und limissionsgeschäft anderer- 
seits herbeizuführen, An Stelle der „Arbeitsvereinigung“ 
soll mit Hilfe gesetzlicher Massnahmen das Prinzip der 
„Arbeitsteilung“ zwischen Depositenbanken einerseits und 
Etiektenbanken andererseits treten. 

In der Bankenquetekommission ist diese Richtung 
hauptsächlich durch Professor Adolf Wagner und 
ferner dureh den Freiherrn von Wangenheim vertreten 
worden. Letzterer hat es durch ein taktisch äusserst 
ungeschiektes Vorgehen allerdings verstanden, seine Stel- 
lung in der Kommission zu einer möglichst ungünstigen 
zu machen, indem er mitten in der Beratung von Spezial- 
fragen eine lange Auseinandersetzung seiner grundsätz- 
lichen Ansichten über alle möglichen Fragen der Volks- 
wirtschaftspolitik zur Verlesung brachte, von der er dann 
zugestehen musste, dass sie nicht einmal von ihm, 
sondern von dem sattsam bekannten — und durch den 
Ausgang seines Prozesses gegen Professor Biermer 
wohl definitiv erledigten — „Professor“ Ruhland her- 
rührte. 

Der wirklich zielbewusste, scharfsinnige und auch 
keineswegs bimetallistisch angehauchte Verfechter dieser 
Richtung, dem aueh aus seiner Stellung als Präsident 
der preussischen Zentralgenossenschaftskasse die prak- 
tische Erfahrung zur Seite steht, ist jedoch Dr. Heiligen- 
stadt. Die von ihm befürworteten Massregeln bezwecken 
dementsprechend nicht nur eine Kräftigung der Reichs- 
bank für ihre Aufgabe der Regelung des Geldverkehrs, 
sondern vor allem auch eine Stärkung ihrer Stellung 
gegenüber den anderen Banken auf dem Leihkapital- 
markt. H. will hier der Reichsbank die Aufgabe der 
Gewährung von Betriebskredit zuweisen, während den 
anderen Banken die Gewährung von Anlagekredit ver- 
bleiben soll; damit wären dann allerdings der Arbeits- 
teilung nach englischem Muster die Wege gebahnt. 

In diesen Bestrebungen haben wir also die Er- 
klärung dafür, dass die Reichsregierung der Bankenquete- 
kommission, neben der Erörterung der den Geldumlauf 
betreffenden Fragen, auch diejenige der anderweitigen 
Verteilung des verfügbaren Leihkapitals vorgelegt hat, 
wenn auch in der auf den ersten Blick ganz unschul- 
digen Formulierung einer gesetzlichen Sicherung der 
Depositen und Spargelder. 

Schreiber dieses hat in seinem Referat für den 
dritten deutschen Bankiertag in Hamburg (September 
1907) das Für und Wider dieser Bestrebungen behandelt 
und hat sowohl damals, wie in einem gelegentlich des 
Zusammentretens der Bankenquetekommission veröffent- 
lichten Aufsatz') darauf hingewiesen, dass es unklug sei, 
wenn die Banken sich auf den immerhin nicht ungefähr- 
lichen Standpunkt stellen würden, den z. B. die inter- 
essierten Kreise vor dem Inkrafttreten des Börsengesetzes 
von 1896 zu ihrem eigenen Sehaden eingenommen haben, 
dass auf ihrer Seite alles in sehönster Ordnung und 
keinerlei Reformen notwendig seien. 

Wir haben demgegenüber betont, dass eine bessere 
und häufigere Informierung des Publikums über den 
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Status der Banken, die heute „Hüter des Volksvermögens“ 
sind, "eine volkswirtschaftlich und bankpolitisch be- 
rechtigte Forderung sei, und dass die von Vertretern der 
Grossbanken auf dem dritten Bankiertage hiergegen ge- 
machten Einwendungen nicht als stichhaltig anzusehen 
seien. 

Im Laufe der Bankenuete scheinen sich die Gross- 
banken von der Richtigkeit dieser Ansieht überzeugt. zu 
haben, denn die führenden acht Berliner Institute haben 
in einem Schreiben vom 12. Oktober 1908 an den Vor- 
sitzenden der Bankenquete-Kommission erklärt, dass sie, 
beginnend mit dem 1. Januar 1909, Bilanzübersichten in 
„weimonatlichen Zwischenräumen veröffentlichen würden. 

Die Folge dieses sehr geschickten Schrittes war, 
dass die Kommission auf Anregung ihres Vorsitzenden, der 
selbst augenscheinlich durchaus kein Anhänger der Er- 
weiterung des Pflichtenkreises der. Reichsbank in der 
Richtung auf weitgehende Betätigung auf dem Gebiete 
des Leihkapitalmarktes ist. beschlossen hat, die Dis- 
kussion der Frage VI zu vertagen, bis die Vorschläge 
der Banken in die Praxis übersetzt sein werden. 

Mit diesem Beschlusse schied die einzig grundsätzlich 
kontroverse Frage aus den Verhandlungen der Bank- 
enquete-Kommission aus, und man konnte nun über die den 
Geldumlauf betreffenden Fragen um so schneller zu einer 
Einigung gelangen, als ein grosser Teil der im Frage- 
bogen erwähnten und von den Sachverständigen aus- 
führlich behandelten Punkte keiner gesetzlichen Regelung 
bedarf, sondern von der freien Initiative der Reiehsbank 
resp. der sonst beteiligten Instanzen abhängen. 

Unter diesen, von der Entscheidung der Reichsbank 
abhängenden Fragen, ist eine der wichtigsten die 
Devisenpolitik, der die Reiehsbank in letzter Zeit eine 
mit Erfolg gekrünte liebevolle Pflege hat angedeihen 
lassen; ebenso‘ hängt die Erhöhung des Ankaufs- 
preises für Gold, soweit diese sich in die Form der 
Gewährung zinsfreier Vorschüsse seitens der Reichsbank 
kleidet, allein von ihr selbst ab. Dagegen bedarf die in 
der Enquete-Kommission vielfach empfohlene Erhöhung 
des Ankaufspreises für Gold bis auf 1395 M. durch 
Erlass der Prägegebühr der Zustimmung der ver- 
biindeten Regierungen, die ja auch als Inhaber von Münz- 
stätten hieran ein Interesse haben. Wahrscheinlich würde 
auch der Reichstag um seine Zustimmung anzugehen 
sein; aus dem Fehlen einer entsprechenden Bestimmung 
im vorliegenden Entwurfe ist wohl zu sehliessen, dass 
die verbündeten Regierungen sieh z. Z. mit dem Verzicht 
auf die Prägegebühr für das von der Reichsbank einge- 
lieferte Gold nicht haben befreunden können. 

Es ist dies um so bedauerlicher, als der Verzicht 
hierauf der erste unumgängliche Schritt zur Etablierung 
eines Goldmarktes in Berlin sein würde, die von 
allen Seiten in der Kommission mit Recht als äusserst 
wünschenswert und als von grösster Bedeutung für die 
Erleichterung des Goldbezuges auch seitens der Reichs- 
bank anerkannt worden ist. Schritte anderer Inter- 
essenten nach dieser Richtung hin scheinen kaum tunlich, 
solange nicht durch Erlass der Prägegebühr, wie in Eng- 
land und den Vereinigten Staaten, die Erzielung eines 
wenigstens ebenso hohen Preises für Gold in Berlin wie 
in New York und London dauernd gesichert ist. 

Auch die Frage, ob dem nach Angabe der Sach- 
verständigen ungemein grossen Verbrauch an Goldmünzen 
seitens der Goldindustrie (80 oder mehr Millionen Mark 
pro Jahr) dureh die Lieferung geeigneter kleiner Barren 
seitens der Reichsbank gesteuert werden kann, liegt 
ausserhalb des Bereiches der Gesetzgebung. Ebenso die 
im Fragebogen angeregte weitere Erhöhung der 
Mindestguthaben auf Girokonto und die Ver- 
teuerung der Lombard-Entnahmen zu den Quartals- 


ersten; wie sich die KReichsbankleitung zu diesen 
letzteren Fragen stellen wird, ist nicht bekannt. Anzu- 
nehmen ist aber wohl, dass die Reichsbank derartige Er- 
schwerungen des Verkehrs nicht herbeiführen wird, nach- 
dem sich die Kommission so gut wie einstimmig gegen 
derartige Massnahmen erklärt bat. 

Die ferner in den Verhandlungen mehrfach angeregte 
Frage einer weiteren Vermehrung der kleinen Noten 
bedarf ebenfalls keiner ausdrücklichen gesetzlichen Rege- 
lung, wohl aber einer neuen Vereinbarung zwischen der 
Regierung und dem keichstag. Letzterer hat seinerzeit 
zugestimmt, dass zunächst bis 300 Mill. M. kleiner Noten 
(zu 50 und zu 20 M.) zur Ausgabe gelangen sollen. Da 
nach Mitteilung der Reichsbankleitung dieser Betrag fast 
vollständig untergebracbt und der Verkehr sich mit den 
kleinen Abschnitten befreundet hat, so wäre eine Ver- 
mehrung der kleinen Noten, die ihren Zweck —- den 
Goldbestand der Reichsbank auf Kosten des inländischen 
Verkehrs zu verstärken — zu erfüllen scheinen, jetzt am 
Platze. Da in den Verhandlungen mit Recht hetont 
worden ist, dass die 50-Markscheine eigentlich gar keine 
„kleinen“ Noten seien, so wäre es wohl das beste, wenn 
man der Reichsbank in der Ausgabe der 50-Markscheine 
überhaupt keinerlei besondere Beschränkungen auferlegte 
und ihr daneben gestattete, die für die kleinen Noten 
festgelegte Höchstsumme von 300 Mill. M. in 20-Mark- 
scheinen zur Ausgabe zu bringen. 

Es ist dies um so unbedenklicher, als die weiter 
unten zu erwähnende Bestimmung der Banknovelle aus- 
drücklich die Einlösbarkeit jeder einzelnen 20-Marknote 
in Gold stipuliert. 

Allerdings ist dann notwendig, dass die 20-Mark- 
noten in jeder Einsicht den Ansprüchen des Verkehrs 
entsprechen, was sie bisher nicht tun. Es ist hier zu 
fordern a) gutes, glattes Papier, an dem der Sehmutz 
mögliehst wenig haftet, b) handliches Format, damit sie 
ohne mehrfaches Falten im Portemonnaie resp. in der 
Brieftasche unterzubringen sind, und endlich e) Reinlich- 
keit, zu erreichen dadurch, dass die Reichsbank die zu 
ibr zurückkehrenden Scheine nicht wieder ausgibt, 
sondern durch neue ersetzt. 


Es bleiben also für die gesetzliche Regelung von 
den im Fragebogen angeregten Punkten nur die folgen- 
den übrig: 

1. Die Erhöhung des Grundkapitals der 
Reichsbank: sie ist von der überwiegenden Mehrheit der 
Kommission abgelehnt worden mit der vollkommen rich- 
tigen Begründung, dass das heutige Kapital für die 
Zwecke der Bank ausreiche, da es ja in erster Linie 
nur als Garantiefonds für die Gläubiger der Bank diene, 
während das eigentliche Betriebskapital aus den Haas -Läe- 
schäften, vor allem aus der Notenausgabe gewonnen werde. 

Auch nach der Ansicht der Reichsbankleitung, die 
für diese Frage wohl die kompetenteste Beurteilerin sein 
dürfte, bedarf die Reichsbank für ihre Aufgabe auf den 
Gebiete der Regulierung des Geldumlaufs einer Ver- 
stärkung der eigenen Mittel nicht. Eine dauernde Ver- 
mehrung des Goldvorrates werde durch eine Kapital- 
erhöhung nicht bewirkt und die etwa resultierende Ver- 
besserung des Status der Bank falle selbst bei einer 
ziemlich beträchtlichen Kapitalserhöhung gegenüber der 
Höhe der Passiven nicht sehr ins Gewicht. 

Von der oben erwähnten Seite (Heiligenstadt), 
die für eine weitgehende Ausdehnung des Aufgaben- 
bereiches der Bank nach der Seite der Kreditgewährung 
hin auftritt, war allerdings eine sehr weitgehende Erhöhung 
des Kapitals (eventuell Verdoppelung) in Aussicht ge- 
nommen worden. Dem gleichen Bestreben entwächst der 
Wunsch nach Aufnahme des verzinslicben Depositen- 
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geschäftes seitens der Reichsbank; ein Geschäftszweig, 
den das Bankgesetz von 1875 der Reiehsbank gestattet, 
den sie aber seit langer Zeit freiwillig nicht mehr kulti- 
viert, und aus guten Gründen: eine derartige Ausdehnung 
des Geschäftsbetriebes, verbunden mit einer starken 
Kapitalsvermehrung der Bank, würde zu einer völligen 
Veränderung der gesamten Geschäftsgebarung führen 
müssen. Um für das so stark vergrösserte Aktienkapital 
eine angemessene Verzinsung zu erlangen, und um die 
sicher reichlich fliessenden Depositengelder unterzubringen, 
müsste die Reichsbank ihre Kreditgewährung bedeutend 
ausdehnen. Sie würde in Zeiten billigen Geldstandes in 
Gefahr geraten, weniger solide Geschäfte zu betreiben, 
und sie würde ausserdem in direkte Konkurrenz mit den 
Grossbankan treten, was zu ganz unhaltbaren Verhält- 
nissen führen würde. 

Eine solche Erweiterung des Geschäftsbetriebes 
wünscht aber weder die Bankleitung noch die Regierung, 
und an Stelle der Kapitalserhöhung ist deshalb in vor- 
liegendem Entwurf die Wiedereröffnung des 
RKeservetonds getreten. Diese soll in der Weise vor 
sich gehen, dass von dem, nach Auszahlung von 3'/, pCt. 
Dividende, verbleibenden Reste des Reingewinnes, 10 pCt. 
dem Reservefonds überwiesen werden, und zwar die 
Hälfte zu Lasten des '/, des verbleibenden Reingewinnes 
betragenden Gewinnanteils der Anteilseigner und die 
andere Hälfte zu Lasten des °/, des restierenden Rein- 
gewinnes betragenden Anteils der Reichskasse. 

Durch diese Massnahme wird ein allmäbliches Steigen 
der eigenen Mittel der Bank bewirkt, die — ohne den 
Kapitalmarkt zu belasten — diese Mittel im Verhältnis 
zu der steigenden Entwicklung des Betriebes vermehrt 
und so eine Kompensation bildet für die wachsenden 
Beträge, die in Grundstücken und Gehäuden festgelegt 
werden müssen. 

Ferner wird bestimmt, dass der Reservefonds — 
wie von Adolf Wagner vorgeschlagen — Verwendung 
Snden soll als Dividenden-Ausgleichsfonds: im Falle der 
Reingewinn zur Verteilung einer Dividende von 3'/, pCt. 
nieht ausreicht, soll das Fehlende aus dem Reservefonds 
ergänzt werden. 

2. Die Erhöhung des Kontingents. Bei Anlass 
des Bankgesetzes von 1875 hat man geglaubt, der Be- 
schränkung der Notenausgabe, die in der Bestimmung 
der Dritteldeekung enthalten ist, noch eine zweite hinzu- 
fügen zu sollen, die darin besteht, dass bei Ueber- 
schreitung einer festgesetzten Summe von ungedeckten 
Noten (Kontingent) die Reichsbank in eine Strafe von 
5 pCt. der Ueberschreitung genommen werde (Noten- 
steuer). 

Es wird heute allgemein zugegeben, dass diese 
Kontingentierung an sich ziemlich überflüssig ist und 
dass sie lediglich die Wirkung hat, dass ihre Ueber- 
schreitung als „Warnungssignal“ seitens der beteiligten 
Kreise angesehen wird. Andererseits bringt die Kontin- 
gentgrenze nicht unerhebliche Nachteile insofern mit sich, als 
ibre Ueberschreitung im Auslande oft falsch gedeutet 
und sogar mit einer Durchbrechung der gesetzlich vor- 
geschriebenen Bardeckung verwechselt worden ist. Es 
wäre daher wohl an der Zeit gewesen, die Kontingen- 
tierung überhaupt fallen zu lassen. Sie ist an sich ohne 
jede Einwirkung auf den Diskontsatz, und es liessen sich 
wohl andere Warnungssignale finden, die nicht eine un- 
erwünschte und unberechtigte Kritik des Status der 
Reiehsbank im Auslande hervorriefen. Ganz abgesehen 
davon, dass selbst im Inland. auch in Geschäftskreisen, 
noch viel Unklarheit über den eigentlichen Sinn der 
Kontingentierung herrscht. 

Leider hat die Regierung sich zu diesem radikalen 
Ausweg der Beseitigung nieht entschliessen können, und 


da blieb — um dem steuerfreien Notenkontingent den 
Charakter als Warnungssignal zu bewahren — nur übrig, 
die Grenze entsprechend den Bedürtnissen des stetig 
steigenden Verkehrs zu erhöhen und ausserdem noch einen 
besonders grossen Spielraum an den Quartalsterminen zu 
gewähren. Das bisherige Kontingent von 472 829 000M. 
ist nämlich — besonders in den Jahren 1906—1907 
so -häufig überschritten worden (1906 = 17 mal, 1907 = 
25mal), dass es seinen Charakter als Warnungssignal so 
ziemlich eingebüsst hat; denn ein Signal, das fortwährend 
auf Gefahr steht, verliert seine Wirkung. Der Entwurf 
fordert also eine mässige allgemeine Erhöhung des Kon- 
tingents auf 550 Mill. M. und eine solehe auf 750 Mill. M. 
für die Quartalsletzten. 

3. Die Verleihung der Qualität als gesetz- 
liches Zahlungsmittel an die Noten der Reichs- 


bank. Dies ist die wichtigste Bestimmung des Ent- 
wurfes, die zweifellos allseitige Zustimmung finden wird, 


und mit Recht: gibt sie doch nur die gesetzliche Basis 
ab für einen Zustand, der de facto im ganzen Reiche und 
der in England, Frankreich und anderen Ländern auch 
seit langem de jure besteht. Es ist mit guten Gründen 
in der Kommission und seitens der meisten Sachverstän- 
digen darauf hingewiesen worden, dass das Fehlen dieser 
gesetzlichen Bestimmung in schwierigen Zeiten zu weit- 
gehender Beunruhigung und Erschwerung des Geldum- 
laufes führen könne und dass ihre Annahme seitens der 
gesetzgebenden Instanzen ein wichtiges Glied unserer 
finanziellen Kriegsbereitschaft bilden würde. Ein grosser 
Teil der interessierten Kreise wird wohl erst aus den 
Diskussionen über diesen Paragraph erfahren, dass die 
Noten der Reichsbank bisher nicht gesetzliches Zahlungs- 
mittel gewesen sind. 

Der Entwurf sieht vor, dass diese Bestimmung am 
1. Januar 1910 in Kraft tritt; wir sind der Ansicht, dass 
ein sofortiges Inkrafttreten mit Annahme des Gesetzes 
vorzuziehen sei. 

Bei Beratung dieses Punktes in der Bankenquete- 
Kommission ist von verschiedenen Seiten der Wunseh 
geäussert worden, dass — nach dem Vorbild der eng- 
lischen Gesetzgebung — die gesetzliche Zahlkraft der 
Reichsbanknoten insofern einzuschränken sei, als die 
Noten bei Zahlungen seitens der Bank selbst nicht 
gesetzliche Zahlkraft besitzen sollen; mit anderen Worten, 
dass die Bank ihre Verpflichtungen auf Verlangen nieht 
in Noten, sondern in Gold zu leisten hat. 

Der Entwurf enthält eine derartige Beschränkung 
nicht, und die Motive begründen dies — unseres Er- 
messens mit vollem Recht — mit der völlig verschiedenen 
Organisation der Bank von England und der deutschen 
Reichsbank. Erstere besitzt nur 11 Filialen, und diese 
sind zur Einlösung der Noten in Gold nur insoweit ver- 
pflichtet, als diese Noten von der betr. Filiale selbst 
ausgegeben sind; da die Notenausgabe der Filialen aber 
eine relativ beschränkte ist, st handelt es sich also um 
eine leicht übersehbare Verpflichtung. Die Reichsbank 
besitzt dagegen eine sehr grosse Anzahl von Filialen, und 
es könnte bei der bestehenden Ausgestaltung des Giro- 
verkehrs dureh Uebertragung von Girogutbaben die 
Reiehsbank genötigt werden, an ihren Zweiganstalten 
in unbeschränktem Umfang Zahlungen in Gold zu leisten. 
Dies ist weder notwendig noch wünschenswert, könnte 
vielmehr zu höchst unangenehmen Komplikationen fübren. 

Die durch das Fehlen dieser Beschränkung ge- 
schaftene Situation ist also die folgende: Die Reichsbank 
wird in die Lage versetzt, ihre Zahlungen in Noten zu 
leisten. Diese Noten muss sie aber nach E 18 des 
Bankgesetzes in Zusammenhang mit den Bestimmungen 
des vorliegenden Entwurfes auf Verlangen dem Inhaber 
in Gold einlösen: a) bei der Hauptkasse in Berlin 


„sofort auf Präsentation“, b) bei ihren Zweiganstalten, 
„soweit deren Barbestände und Geldbedürfnisse es ge- 
statten“. 

Die Reichsbank kann sich also auf Grund dieser 
Bestimmungen in Zukunft weigern, ihre Zahlungen in 
Gold zu machen, ausser an ihrer Hauptkasse in Berlin. 
Man darf aber wohl als absolut sieher annehmen, dass 
sie von dieser Befugnis nie in schikanösem Sinne Ge- 
brauch machen wird, sondern nur im Notfalle. Eine 
dahingehende Erklärung der Regierung wäre immerhin 
sehr wünschenswert. Es darf wohl auch angenommen 
werden, dass die Reichsbank der Entnahme grösserer 
Goldsummen an den Haupthandelsplätzen (vor allem 
Hamburg und Bremen) keine allzu grossen Schwierigkeiten 
in den Weg lesen wird. 

Aus der Ausstattung der lteiehsbanknoten mit gesetz- 
licher Zahlkraft ergeben sich einige Konsequenzen, die 
der Entwurf berücksichtigt : 

1. Um im Inland wie auch ganz besonders im Aus- 
land keinerlei Zweifel darüber aufkommen zu lassen, 
dass diese Massregel die Einlösbarkeit der Noten in Gold 
in keiner Weise berührt, soll der § 18 des Bankgesetzes, 
der die Reiehsbank verpflichtet, ihre Noten „gegen kurs- 
fühiges deutsches Geld“ einzulösen, dahin abgeändert 
werden, dass in Zukunft die Einlösung „in deutscher Gold- 
münze“ zu erfolgen hat. Hierdurch ist zugleich aus- 
gesprochen, dass auch die einzelne 20-Marknote, die 
nach dem bestehenden Miinzgesetz ja auch in Scheide- 
münze eingelöst werden könnte, da diese bis zum Be- 
trage von 20 M. gesetzliches Zahlungsmittel sind, auf 
Verlangen des Inhabers in Gold einzulösen ist. 

2. Da man ferner den Noten der noch bestehenden 
4 sonstigen Notenbanken als Privatinstituten die Qualität 
als gesetzliches Zahlungsmittel nicht verleihen wollte, 
so musste ein gewisser Ausgleich zu deren Gunsten ge- 
schaffen werden. Dieser soll darin bestehen, dass die 
Reichsbank verpflichtet wird, nieht nur, wie bisher, die 
Noten dieser Banken in Berlin und bei ihren Zweig- 
anstalten in Städten von mehr als 80 000 Einwohnern 
oder am Sitze der betr. Bank in Zahlung zu nehmen, 
sondern diese Noten auch „innerhalb des Staates, der 
ihnen die Befugnis zur Notenausgabe erteilt hat, bei ihren 
/weiganstalten, soweit es deren Notenhestände und 
Zahlungsbedürfnisse gestatten, dem Inhaber gegen Reichs- 
banknoten umzutauschen®. Ferner sollen (wie die Frank- 
turter Zeitung vom 19. Februar d. J. berichtet) im 
Verwaltungswege die Risenbahnkassen zur kuwlanten 
inzahlungnahme der Noten der Privatbanken angewiesen 
werden. 

Weitere Bestimmungen ermächtigen die Reichsbank 
zum Ankauf von Schecks und gestatten es ihr, wie 
den Privatnotenbanken „Schecks, aus welchen mindestens 
zwei als zahlungsfähig bekannte Verpflichtete haften“, als 
Deekung der Notenausgabe zu verwenden. Aus den Ver- 
handlungen der Enyuete-Kommission geht hervor, dass 
die Reichsbank Schecks wohl nur von ihren Giro- und 
lombardkunden ankaufen wird. Die Massregel verfolgt 
den Zweck der Erleichterung des Scheckverkehrs, indem 
die Inhaber diese an die Reichsbank verkaufen können, 
statt eine Anzahl von Tagen auf das Eingehen der 
Summe zu warten. Man hofft, dass die gebotenen Vor- 
teile zur Ausbreitung des Kreises der Girokunden der 
Reichsbank führen wird. 

Endlich werden in «der Novelle noch „die auf den 
Inhaber lautenden Schuldversehreibungen öffentlich recht- 
licher Bodenkreditinstitute des Inlandes“, sowie die in 
das Reichsschuldbuch oder in das Schuldbuch eines deut- 
schen Staates eingetragenen Forderungen als lombard- 
fähig erklärt. 

Die Bestimmungen betr. die Verleihung der (Qualität 
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als gesetzliches Zahlungsmittel an die Reichsbanknoten 
und die hiermit zusammenhängenden Bestimmungen betr. 
Einlösbarkeit in Gold und Privatbanknoten- Austausch, 
sowie die über Ankauf von Schecks und Ausdehnung 
der ILombardfähigkeit sollen am 1. Januar 1910, der 
Rest des Gesetzes am 1. Januar 1911 (Termin der Er- 
neuerung des Bankprivilegs) in Kraft treten. 

Es ist wahrscheinlich, dass der oben besprochene 
Entwurf, ohne weitgehende Abänderung in der Kom- 
mission oder im Plenum, zum Gesetz erhoben werden 
wird. Man darf sich aber nicht darüber täuschen, dass 
dies keine Erledigung, sondern nur eine Vertagung der 
grundlegenden Meinungsverschiedenheiten über eine ein- 
schneidende anderweitige Regelung unserer Kredit- 
organisation in dem oben behandelten Sinne bedeutet. 
Die Frage dürfte sobald nicht aus der wirtschaftlichen 
und politischen Diskussion verschwinden, sie wird mit 
voller Schärfe wieder auftauchen, wenn die Enquete- 
Kommission zur Beratung der Frage VI des Fragebogens 
wieder zusammentritt. 


In der vorstehenden kurzen Uebersicht konnten viele 
an sich wichtige Punkte nur gestreift werden, und es 
war vor allem nicht möglich, auf die schwerwiegendsten 
in den Verhandlungen der Einquetekommission berührten 
Fragen, die mit der Zahlungsbilanz und der Ver- 
sorgung mit Gold in Verbindung stehen, näher ein- 
zugchen. Eines der Hauptresultate der Bankenyuete ist 
ja die Erkenntnis, dass der Verkehr in Deutsebland in 
weit geringerem Grade mit Gold gesättigt ist, als man 
bisher angenommen hat, dies besonders infolge der starken 
Einschmelzung von Goldmünzen seitens der Industrie, 
und zweitens, dass der Anteil, den Deutschland sich an 
den auf den Weltmarkt kommenden Mengen von neu 
produziertem Golde hat sichern können, nicht gross genug 
gewesen ist, um — neben den wachsenden Ansprüchen 
der Industrie und des Verkehrs — der Reichsbank das 
dauernde Festhalten einer genügend grossen Goldreserve 
zu ermöglichen. Letzteres wahrscheinlich aus dem Grunde, 
weil unsere Handelsbilanz in den letzten Jahren so stark 
passiv geworden ist, dass die Frage aufgeworfen werden 
muss, ob unsere Kapitalanlagen im Auslande, unsere 
Forderungen für Frachten und Handelsgewinne usw. über- 
haupt noch genügen, um unsere Zahlungsbilanz aktiv 
zu erhalten, und ob letztere nicht dauernd passiv zu 
werden droht. 

Die Erörterung dieser Punkte bleibt einer ein- 
gehenderen Untersuchung, die demnächst in Sehmollers 
Jahrbuch erscheinen wird, vorbehalten. 


Zur Abänderung des deutschen Bankgesetzes. 


Von Dr, Julius Landmann-Bern. 
(Schluss.) 


IV. 

Will man sich nieht durch veraltete theoretische An- 
schauungen vom Wesen der Geldverfassung über Gebühr 
beeinflussen lassen, so muss man zu der Erkenntnis ge- 
langen, dass monetär unzweifelhaft die Position jenes 
Landes die stärkste ist, in welchem der grösste Teil des 
Goldvorrates‘ konzentriert in der Hand der zur Be- 
wachung der Valuta berufenen Zentralbank vereinigt ist; 
dass ferner eine @oldzirkulation im freien Verkehr, von 
speziellen Umständen, wie in Frankreich, abgesehen, 
ausserordentlich wenig Wert für die Erhaltung der Sta- 
bilität der Valuta hat und sich wirtschaftlich fast nur als 
ein kostspieliger Luxus darstellt, während die wahren 
Bedürfnisse des inländischen Verkehrs geradeso gut 
durch Geldsurrogate und tiber gewisse Appoints hinaus 


unbedingt besser durch gute Noten befriedigt werden 
(vgl. hierzu die treffenden Ausführungen von Jaffé „Die 
Ursachen der letzten Geldteuerung und die Bankenquöte“, 
Deutsche Wirtschafts-Zeitung, 13. und 14. Heft 1908). 
Mit der Ausgabe der kleinen Noten hat die Reiehsbank 
erfolgreich die Zuleitung der übermässig grossen Gold- 
bestände des deutschen Geldumlaufes in die Bankkassen ein- 
geleitet und in durchaus folgerichtiger Weise stellt der 
Fragebogen der Enquetekoinmission die Möglichkeit eines 
Weiterschreitens auf dieser Linie zur Diskussion. 

Als eines der ersten der für eine Verstärkung des 
Barvorrates der Reichsbank aus dem Inlandverkehr in 
Betracht kommenden Mittel führt der Fragebogen die 
Ausstattung der Reiehsbanknoten mit der Eigenschaft 
des gesetzlichen Zahlungsmittels an. Bei wenigen Fragen 
bat sich so eklatant wie bei dieser die schon von 
Helfferich (Einleitung zu Bambergers Reden und Auf- 
sätzen. S. 66‘ konstatierte Tatsache manifestiert, „wie 
sehr nicht nur in den weiten Kreisen der öffentlichen 
Meinung, sondern auch innerbalb der ausgewählten An- 
zahl der zur Mitwirkung an der wirtschaftlichen Gesetz- 
gebung Berufenen die klare Einsicht in die Grundelemente 
des Geld- und Bankwesens fehlt“, Während die einen 
diese Massnahme als etwas völlig Gleichgültiges und 
Wirkungsloses hinstellen, glauben die anderen darin ge- 
radezu die Gefahr eines Umsturzes der deutschen Geldver- 
fassung erblieken zu missen. Eine grosse Anzahl von 
Sachverständigen hat sich gegen die gesetzliche Zahlkraft 
der Reichsbanknote ausgesprochen und der Herr Sach- 
verständige Kommerzienrat Leiffmann ist der Meinung 
(a. a. O., S. 15), dass eine solche Massnahme „die Rück- 
kehr in barbarische Verhältnisse bedeutete und uns Zu- 
stände bescheren könnte, wie sie etwa in Oesterreich- 
Ungarn und Russland vor Jahrzehnten vorhanden waren“. 

Dieser ablehnenden Haltung liegt zweifellos eine 
Verkennung des Unterschieds zwischen der Verleihung 
der gesetzlichen Zahlkraft an die Banknote und der Ein- 
stellung der Barzahlungen durch die Bank (beides un- 
genau „Zwangskurs“ genannt) zugrunde. Die Verken- 
nung ist historisch sehr gut erklärlich, da beide Mass- 
nahmen häufig gleichzeitig ergriffen wurden. Am 
deutlichsten ist die Entwicklung an der Geschichte der 
Banque de France zu konstatieren: im Jahre 1850 
herrschte noch die Auffassung vor, die Einstellung der 
Bareinlösung der Note und deren Erklärung zum gesetz- 
lichen Zahlungsmittel hingen untrennbar miteinander zu- 
sammen; im Jahre 1878 wurde aber die Bareinlösung 
wieder hergestellt, die gesetzliche Zahlkraft der Noten 
aber nieht zugleich wieder aufgehoben und ebenso wurde 
im Jahre 1834 in Eugland unter Aufrechterhaltung der 
Bareinlösung die gesetzliche Zahlkraft eingeführt. Die 
Noten der Bank von England sind seit 1834 gesetzliches 
Zahlungsmittel, solange sie an der Bankkasse jederzeit 
einlösbar sind. Ebenso sind die Noten der Nieder- 
ländischen Bank, der Dänischen Nationalbank, der 
Schwedischen Reichsbank, der Oesterreichisch-Ungarischen 
Bank und der Russischen Staatsbauk mit der Eigenschaft 
des gesetzlichen Zahlungsmittels ausgestattet. 

Es ist mit eine der nachhaltigen Wirkungen von 
Knapps „Staatlichen Theorie des Geldes“, dass heute die 
Ansichten über die Bedeutung einer Erklärung der 
Reichsbanknote zum gesetzlichen Zahlungsmittel, wenigstens 
im Kreise der Leser dieses Werkes, wesentlich geklärter 
sind, als dies etwa noch vor fünf Jabren der Fall ge- 
wesen wäre. Knapp (a. a. 0, 5. 125 ff.) hat zuerst ge- 
bührend darauf hingewiesen, dass der Kassenkurs der 
Banknote, d. h. die Verpflichtung der Staatskassen zur 
Annahme derselben an Zahlungsstatt, das Primäre und 
für die Stellung der Note innerhalb der nationalen Geld- 
verfassung allein ‚Massgebende ist, während die gesetz- 
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liche Erhebung der Note zum legal tender einen bloss 
formellen Akt darstellt. der an Bedeutung gegenüber der 
Verleihung des Kassenkurses erheblich zurüektritt. Nun 
haben aber die Reichsbanknoten schon in den Ver Jahren 
im administrativen Wege den Kassenkurs erhalten und 
ihre Erhebung zum gesetzlichen Zahlungsmittel würde 
nichts anderes bedeuten als eine gesetzliche Sanktio- 
nierung des heute faktisch bereits bestehenden Zustandes. 
Hierbei gilt natürlich als selbstverständliche Voraussetzung 
die Aufreehterhaltung der Verpflichtung der Reiechsbank 
zur Noteneinlösung; in zweiter Linie wäre die Frage zu 
diskutieren, ob (und, falls ja, ob überall oder nur in 
Berlin) die Einschränkung statuiert werden sollte, dass 
für die Zahlungen der Bank an das Publikum die Reichbank- 
note kein gesetzliches Zahlungsmittel werden soll, m. a. 
W., dass die Verpflichtungen der Reichsbank selbst nach 
wie vor Goldverpflichtungen bleiben. 

Prüft man die Argumente, die gegen die vorge- 
schlagene Massnahme angeführt wurden, so steht überall 
im Vordergrunde die Befürchtung, es könnte dieselbe im 
In- und Auslande einen ungünstigen Kindruck erwecken. 

Was zunächst die Befürchtung eines ungünstigen 
Eindruekes auf das Inland betrifft, so kann dieses Be- 
denken als durehaus unbegründet zurückgewiesen werden. 
Innerhalb der weitesten Kreise des inländischen Verkehrs 
wird bei einer Bekanntgabe der in Frage stehenden ge- 
setzliehen Bestimmung höchstens ein Befremden darüher 
wachgerufen werden, dass Reiechsbanknoten bisher kein 
gesetzliches Zahlungsmittel waren, Es wird wohl kaum 
ein Fall angeführt werden können, dass jemand aus dem 
ihm gesetzlich zustehenden Rechte (ebrauch gemacht 
und die Annahme einer Reichsbanknote — weil kein 
gesetzliches Zahlungsmittel - — verweigert hätte. Es kann 
andererseits kein seriöses Argument für die Beibehaltung 
eines dem faktischen direkt widersprechenden gesetz- 
lichen Zustandes geltend gemacht werden, der überdies 
nur als blosse Fiktion möglich ist. Um diesen fiktionären 
Charakter des gegenwärtigen gesetzlichen Zustandes zu 
erkennen, genügt es, sich für einen Augenblick die 
Konsequenzen seiner faktischen Anwendung vorzustellen: 
man denke sich, dass beispielsweise die Geschäftswelt 
der Stadt Berlin während der Dauer von nur drei Tagen 
unter Zurückweisung von Reiehsbanknoten nach Mass- 
gabe des Minzgesetzes alle Zahlungen in Beträgen von 
iiber 20 M. in Reichsgoldminzen leisten und empfangen 
wollte. 

Die Bedeutung der Erklärung der Reiehsbanknote 
zum gesetzlichen Zahlungsmittel, vom Gesichtspunkte des 
inländischen Verkehrs aus, hat Riesser (Prot. 5. 209) 
sehr schön folgendermassen zusammengelasst: 

1. in normalen Zeiten ist die Präsentation eines grossen 
Teiles von Banknoten bei der Reichsbank behufs 
Einlösung in Gold Ausnahme, nicht Regel, gleich- 
gültig, ob legal tender bestcht oder nicht; 

3. in kritischen Zeiten aber kann leicht und wird viel- 
fach, wenigstens vorübergehend, die Präsentatlön 
eines grossen Teiles von Banknoten behufs Ein- 
lösung in Gold zur Regel werden, während sie 
der legal tender in solehen Zeiten zur Ausnahme 
machen wird. 

Wesentlich gewiehtiger sind schon die aus der Wir- 
kung der Massnahme auf das Ausland abgeleiteten Be- 
denken. Doch auch diese sind nicht derart, dass sie die 
Massnahme selbst in Frage stellen könnten. Es soll 
nicht bestritten werden, dass jede Massnahme unter- 
bleiben sollte, die in ihren Wirkungen geeignet wäre, 
die internationale Geltung des Markwechsels zu beein- 
trächtigen und den Kredit der deutschen Valuta im Aus- 
lande zu sehädigen. Solehe Wirkungen sind indessen 
unter der (ja gar nicht in Frage stehenden) Voraus- 
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setzung der Aufreehterhaltung der Einlösepflicht nicht zu 
befürchten, sofern das zeitliche Moment, das hierbei natür- 
lich nicht ohne Bedeutung ist, richtig abgewogen wird. 
Bei der wenig freundlichen Haltung der grossen inter- 
nationalen Finanzpresse Deutschland gegenüber hätte eine 
Erklärung der Reichsbanknote zum gesetzlichen Zahlungs- 
mittel beispielsweise im Spätherbst 1907 zweifellos nicht 
verfehlt, einen Druck auf die deutsche Devise im Aus- 
lande auszuüben. Aus diesem Grunde wäre es auch 
nieht zweckmässig, eine solche Massnahme durch ein 
Sondergesetz zu treffen, und es muss als ein günstiges 
Zusammentreffen der Umstände bezeichnet werden, dass 
es möglich ist, die gesetzliche Zahlkraft der Reiehsbank- 
note im Zusammenhange mit einer Reihe anderer, auf 
die deutsche Notenbankverfassung bezüglichen Gesetzes- 
bestimmungen einzuführen. Zweckmässig wäre es, wenn 
die Legal-tender-Erklärung in einem Zeitpunkte in Kraft 
treten würde, in. dem Deutschland erfahrungsgemäss 
günstige Wechselkurse aufzuweisen hat. Sehr beachtens- 
wert erscheint auch der Vorsehlag Fischels (Prot, S. 180), 
es sollte die Reichsbank für den Augenblick der gesetz- 
lichen Zahlkrafterklärung ein starkes Devisenportefeuille 
bereithalten, um so in der Lage zu sein. unrichtigen 
Auffassungen des Auslands nötigenfalls nachdrücklich 
entgegenzuwirken !'). 

Als ein weiteres Mittel, Bargeld aus dem Verkehre 
in die Bank zu leiten, führt der Fragebogen die ver- 
mehrte Ausgabe „kleiner Noten“ an. Als „kleine Noten“ 
werden nach dem in Deutschland herrschenden Sprach- 
gebrauche die Abschnitte zu 50 und 20 M. bezeichnet. 
Diese Ausdrueksweise ist historisch verständlich, da bis 
zum Erlasse des Banknotengesetzes vom 20. Februar 
1906 die kleinsten deutschen Notenabschnitte auf 100 M. 
lauteten; wirtschaftlich ist dagegen der Auffassung von 
Wagner (Prot. S. 242) durchaus zuzustimmen, wonach 
eine Note von 50 M., an deutschen Verhältnissen ge- 
messen, keine „kleine“ Note ist und als solche lediglich 
die Abschnitte zu 20 M. angesehen werden sollten. 


1) Es ist hier vielleicht der Ort, darauf hinzuweisen, dass 
die Bedeutung der „Meinung“ für die Wertgestaltung der 
Valuta in Deutschland nicht genügend berücksichtigt, oder 
wenigstens dass hieraus nicht die entsprechende Konsequenz 
gezogen wird. Wie hochstehend in ihren besten Erscheinungen 
die deutsche Tinanzpresse ist (einen Handelsteil von der 
Qualität z. B. desjenigen der „Frankf. Ztg “ hat, von einzelnen 
grossen Londoner "Tagesblättern abgesehen. die ausserteutsche 
Presse nicht aufzuweisen), so mangelhaft ist die journalistische 
Vertretung der deutschen Finanzinteressen im Auslande. Es 
wäre eine der beteiligten Organisationen durchaus würdige 
Aufgabe, hierin Wandel zu schalfen. Diese Tatsache, ver- 
bunden mit einer gewissen Ungeschicklichkeit in internationalen 
Operationen, brachte ces mit sich, dass missgünstige Strömungen 
des Auslandes in der ausserdentschen Presse die Oberhand 
gewonnen haben und dass die Bedeutung Deutschlands als des 
neben England einziges Landes mit wirklicher Freizügigkeit 
des Goldes nicht genügend zur Geltung kommt. Man denke 
z. B. an den Passus im Jahresberichte der Banque de France 
für das Jahr 1907: „Dans ces jours difficiles, vous avez pu voir 
le monde entier se tourner vers la Banque de France comme 
vers la puissance stabile par excellence“ und vergegenwärtige 
sich, dass die „démonstration victorieuse“, von der der conseil 
guneral spricht, in der Abgabe von 3 Mill. Pfund Sterling an 
England bestand. Man vergegenwärtige sich ferner, dass 
ausser (diesen 3 Mill. Pfund kein weiteres französisches Gold 
den Weg nach London gefunden hat, und man vergegen- 
wärtige sich, dass nach dem Jahresberichte von Pixley & 
Abell zur gleichen Zeit über 8 Mill. Pf. St Gold aus Deutsch- 
land nach England eingeführt wurden. Wie geschickt wurde 
die Aktion der Banque de France entriert und mit welchem 
Verständnis wurde sie von den diensteifrigen Federn in der 
ganzen europäischen Presse beleuchtet. Deutschland hat zur 
Deckung des amerikanischen Goldhungers nahezu das Drei- 
fache der französischen Leistung beigetragen, zur gleichen Zeit 
machte aber durch. die europäische Presse eine Notiz die 
Runde, wonach ein kleiner holländischer Bankier, um ein ver- 
hältnismässig kleines Guthaben in Gold zu realisieren, persön- 
lich nach Berlin reisen musste. 


Fragen wir zunächst nach der Entwicklung der 
Sachlage seit dem Erlass des erwähnten Gesetzes. Es 
waren in Zirkulation 


Abschnitte zu Mark 


Datum 1000 | 100 an au | Total 

in Millionen Mark 
31. März 1906... | 445 | 1184 1629 
31. Dezember 1906 | 397 1991 gn did zu deg 
29. Juni 1907.. -f 359 118$ og L 84.1.1729 
31. Dezember 1907 | 334 1261 139 | 151 | 1886 


Der Bericht für das Jahr 1908 liegt bei Nieder- 
schrift dieser Zeilen noch niebt vor; nach einer Mit- 
teilung des Reichsbankpräsidenten Havenstein in der 
Kommission belief sich der Umlauf der Abschnitte zu 
50 M. und 20 M., der am 29. Juni 1907 181 000 000 M. 
betrug, am 30. Juni 1908 auf 273800000 M. und stieg dann 
bis zum 30. September 1908 auf 279 600 000 M., so dass 
damit, wie auch nach dem Ausweise vom 31. Dezember 
1907, die seinerzeit für den Umlauf dieser Noten mit 
dem Reichstag vereinbarte Maximalsumme von 300000000 
Mark bald überschritten sein dürfte. 

Der Erlass des Banknotengesetzes vom 20. Februar 
1906 ist seinerzeit sehr verschieden beurteilt worden. 
Liest man die Stimmen, die Willy Ruppel fleissig zu- 
sammengestellt hat, so kann man sich des Eindrucks 
nicht erwehren. dass wirklich überzeugende Gründe 
seitens der Gegner dieser Massnahme nicht beigebracht 
wurden. Die laut gewordenen Bedenken lassen sieh im 
wesentlichen wie folgt zusammenfassen: 1. der Verkehr 
werde sich an die kleinen Noten nicht gewöhnen; 2. die 
kleinen Noten, weil erfahrungsgemäss länger im Verkehre 
bleibend, werden die Tendenz haben, den Umfang der 
deutschen Notenzirkulation dauernd zu erhöhen und die 
Entwieklung des Scheek- und Giroverkehres zu beein- 
trächtigen; 3. weit davon entfernt, Gold in die Reichs- 
bank zu leiten, werden die kleinen Noten, als schlechtes 
Geld, das gute Geld, das Gold, wohl aus dem Verkehre, 
aber nieht in die Reichsbankkeller, sondern ins Ausland 
treiben. . 

Was zunächst den ersten Einwand betrifit, so be- 
weist die seitherige Entwieklung, dass der Verkehr sich 
verhältnismässig leicht an die kleinen Noten gewöhnt hat. 
„Wer sich mit der Praxis des Verkehrs im einzelnen be- 
schäftigt hat,“ führt Kämpf (Prot, S. 214) aus, „wird 
zugeben, dass anfangs allerdings mit Zögern, auch mit 
einigem Widerstreben, dann aber immer mehr die kleinen 
Banknoten vom Publikum aufgenommen und festgehalten 
worden sind.“ Dies bestätigt auch die vorstehende Zu- 
sammenstellung ihres Umlaufes'*). Von welcher Bedeutung 
aber die Gewöhnung des Publikums an kleine Noten vom 
Gesichtspunkte der finanziellen Kriegsmobilisierung ist, 
hat der gewesene Reichsbankpräsident Dr. Koch deut- 
lieh genug angedeutet, als er bei der Vertretung der 
Vorlage am 22. Januar 1906 im Reichstag sagte: „Wir 
haben so viel Geld, als wir im Frieden eben brauchen“ 
(vel. hierzu auch die Ausführungen von Schumacher, 
a.a.0, 8.118 ft, und auch Ströll, Ueber das deutsche 
Geldwesen im Kriegsfall. Neuerdings hat besonders 


12) Sehr beachtenswert sind die von Dr. Schmidt in der 
Enquetekommission (Prot., S. 228) angeführten Zahlen. Während 
eines Zeitraumes von 4 Monaten wären an die Arbeiter der 
Kruppschen Betriebe in Essen Lohnzahlungen im Betrage von 
etwa 15 Mill. M. geleistet worden, wobei zu 43 pCt. Gold und 
zu 57 pCt. kleine Noten Verwendung fanden. Von dieser 
Summe flossen im gleichen Zeitraume durch den Kanal der 
Kruppschen Konsumanstalt 2,6 Mill. M. an die Reichsbank 
zurück, diese aber zu 60 pCt. in Gold und nur zu 40 pCt. in 
kleinen Noten, so dass letztere vom Verkehr stärker festge- 
halten wurden als die Goldmünzen. 
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Riesser, Finanzielle Kriegsbereitschaft und Kriegs- 
führung, 1909, S 46 ff., in überzeugender Weise auf die 
grosse Bedeutung hingewiesen, die der Ausgabe kleiner 
Noten im Hinblick auf eine finanzielle Mobilisierung 
zukommt). 

Was nun das Bedenken der Vergrösserung des deut- 
schen Banknotenumlaufs betrifft, so sollte man sich dabei 
doch stets zunächst vergegenwärtigen, dass dieser Noten- 
umlauf im Jahre 1873 nicht weniger als 1350 Mill. M. 
betrug und bis zum Jahre 1907 nicht mehr als auf 
1621 Mill. M. gestiegen ist, dass aber innerhalb der 
gleichen Zeit der deutsche Geldumlauf infolge der 
Giroorganisation der Reichsbank eine ungeahnte In- 
tensität erreicht hat. Es genügt, wenn an die Tat- 
sache erinnert wird, dass auf je 1 M. des dureh- 
schnittliehen Girogelderbestandes im ‚Jahre 1876 ein 
Jahresgiroumsatz von 237 M. im Jahre 1907 aber ein 
solcher von 516 M. entfiel, und dass auf je 100 000 M. 
der Reichsbankumsätze gegen Ende der 70er Jahre ein 
durehschnittlicher Notenumlauf von 1400 M., im Jahre 1907 
aber nur ein solcher von 500 M. entfiel. Bis zu der 
Möglichkeit einer Gefährdung der Weiterentwicklung des 
Giroverkehrs der Reichsbank durch die Ausgabe kleiner 
Noten hat es deshalb noch gute Wege (vgl. z. B. die Aus- 
führungen von Wachler, Prot., 5.236), weil der deutsche 
Giroverkehr, der nur die Saldi der grossen Zahlungen aus- 
gleicht, vorläufig noch nicht so weit gediehen ist, um auch 
zum Ausgleich des kleinen Zahlungsverkehrs der breiten 
Volkssehichten zu dienen. 

Der dritte der angeführten Einwände endlich ist 
ganz von der Hand zu weisen. Wenn behauptet wird, 
die kleinen Noten, als schlechtes Geld, würden das Gold 
aus dem Lande verdrängen, so müssen die Behauptenden 
zunächst den Nachweis erbringen, dass eine gut gedeckte 
Reichsbanknote wirklich schlechtes Geld ist. Solange 
dieser Nachweis nieht erbracht ist, dart der Einwand 
füglich als Ausdruek der im Verlaufe dieser Ausführungen 
mehrmals bereits erwähnten „misstrauischen Unwissen- 
heit“ bezeichnet werden. Die vom Präsidenten des 
Reichsbankdirektoriums in der Enquetekommission ge- 
machten Mitteilungen rechtfertigen vielmehr ungezwungen 
den Schluss, dass die bisher ausgegebenen kleinen Noten, 
dem Willen des Gesetzgebers entsprechend, das Gold aus 
dem Verkehre nicht ins Ausland sondern in die Reichs- 
bank abgeleitet haben "7. Wenn auch die häufig ange- 
führte Schätzung von 3 Milliarden Mark Goldmünzen im 
deutschen Geldumlauf wohl zu hoch gegriffen sein dürfte 
und mit Rücksicht auf den starken Doppelkronen-\ erbrauch 
der deutschen Goldindustrie (nach neuesten Schätzungen 
bis zu 100 Mill. M. jährlich) entschieden einer erheblichen 
Korrektur bedarf, so stellt sich dennoch der deutsche 
Goldmünzenumlauf immer noch als geradezu luxuriös 
reichlich dar und seine weitere partielle Ableitung in die 
Reichsbaukkassen muss als ein Gebot der ökonomischen 
Zweekmässigkeit bezeichnet werden. Es liegt durchaus 
im Interesse der weiteren Nutzbarmachung des deutschen 
(Goldbestandes für die Zwecke der Valutaverteidigung, 


13) Bei der Schwierigkeit derartiger statistischen Erhebungen 
ist es nicht weiter verwunderlich, wenn die Zahlen mit aller Re- 
serve gegeben werden. Herr Havenstein führte aus: 
„Ich habe versucht, im Frühjahr ungefähre Schätzungen zu 
geben, indem ich den Notenbetrag, der am 31. Dezember 1906 
und 1907 in Umlauf war, verglich und davon ausging, dass 
die 50-M.-Noten die grösseren Noten und auch die grösseren 
Kassenscheine verdrängt haben, und dass die kleineren Noten, 
soweit nicht diese Verdrängung durch den Itückfluss der 
Kassenscheine über 20 M. absorbiert wird, das Gold verdrängt 
haben. Und ich war da zu dem allerdings nur mit allem Vor- 
behalt zu gebenden Ergebnis gekommen, dass man annehmen 
dürfe, dass im Jahre 1907 einige 80 Mill. Gold durch die 
kleinen Noten verdrängt und der Reichsbank zugeführt worden 
seien.“ 


den Umlauf der kleinen Noten weiter zu steigern. Wine 
Aenderung des Bankgesetzes ist bierfür nicht notwendig; 
es genügt eine erneuerte Verständigung mit dem Reichs- 
tage. Bei der gegenwärtigen Sachlage ist nicht zu er- 
warten, dass der Reichstag die von ihm gezogene Limite 
fallen liesse und dem Ermessen der Reichsbank über- 
lassen wollte, wie hoch sie die Zirkulation solcher Noten 
ansteigen zu lassen für gut befindet. Dagegen wäre 
vielleicht eine Verständigung mit den „Tugendbolden‘“ in 
dem Sinne möglich, dass (rach Ad. Wagners Vorschlag) 
die mit 300 Mill. M. festgesetzte Limite nur für den 
Umlauf der 20-M.-Noten aufrechterhalten, wogegen 
der Umlauf der 50-M.-Noten unbeschränkt gestattet 
würde. Dagegen spräche allerdings das von Riesser 
(Prot, S. 255) vorgebrachte Bedenken, dass nämlich mög- 
licherweise jede Limitierung des Umlaufes kleiner Noten in 
einem späteren Zeitpunkte der Befriedigung der Verkebrs- 
bedürfnisse hinderlicb im Wege stehen könnte. Der 
Einwand ist wohl begründet. Ob ihm Rechnung getragen 
werden kann, hängt ausschliesslich von der politischen 
Konstellation ab. 

Es ist selbstverständlich, dass die beiden zuletzt 
gedachten Massnahmen (die Gewährung der gesetzlichen 
Zahlkraft und die Erhöhung des Umlaufs kleiner Noten) 
vorübergehend unter Umständen eine drückende Wirkung 
auf die Kursbildung der deutschen Valuta im Auslande aus- 
zuüben vermöchten. Das Mittel der Devisenpolitik könnte 
dabei nur im ersten Augenblick als Gegenaktion gehand- 
habt werden. Eine dauernde Wirkung könnte dagegen 
erzielt werden, wenn zwei auf die Notendeekung und die 
Noteneinlösung bezüglichen — sagen wir — Sehönheits- 
fehler des Bankgesetzes beseitigt werden könnten'’). Was 
zunächst die Notendeckung betrifft, so bestimmt § 37 
des Bankgesetzes in seiner gegenwärtigen Fassung: „Die 
Reichsbank ist verpflichtet, für den Betrag ihrer im Um- 
lauf befindlichen Banknoten mindestens ein Drittel in 
kursfähigem, deutschem Gelde, Reichskassenscheinen, oder 
in Gold in Barren oder ausländischen Münzen .. . als 
Deckung bereit zu halten.“ Da nun die Reichskassen- 
scheine weder irgendwie gedeckt sind, noch (da nicht 
gesetzliches Zahlungsmittel) zur Noteneinlösung verwendet 
werden können, so stellt sich deren Verwendung zur 
Banknotendeekung als ein der missgünstigen Kritik sehr 
willkommener Angriffspunkt dar, besonders wenn sie in 
dem Masse in der Reichsbank aufgestapelt werden, wie 
dies z. B. im Jahre 1907 der Fall war (Jahresdureh- 
schnittsbestand: über 80 Mill. M.). Nicht selten hörte 
man die Behauptung, die Reichsbank setze kleine Noten 
in den Verkehr, um an deren Stelle Reichskassenscheine 
aus dem Verkehr zu ziehen, weil sie für jede in ihren 
Kassen liegende Million Mark Reichskassenscheine drei 
Mill. Mark in Banknoten ausgeben dürfe. So unrichtig 
und seicht diese Auffassung auch ist, so wenig verfehlt 
sie ihre Wirkung im Auslande, und es wäre aus diesem 
Grunde wiinsehenswert, wenn anlässlich der Verlängerung 


13) Es ist dabei selbstverständlich, dass auch jeder Versuch 
einer Verschlechterung der heutigen Notendeckung energisch 
zurückzuweisen ist. Dies giltinsbesondere für die gelegentlich pro- 
pagierte Verwendung der Lombardvorschüsse zur Notendeckung. 
Es ist vorhin (Nr. 11, 8.164) der Standpunkt vertreten worden, 
dass Lombardvorschüsse selbst zur Deckung der Girogelder 
nicht verwendet werden dürften ; deren Verwendung zur Noten- 
deekung würde im Auslande den allerungünstigsten Eindruck 
machen. Die Anregung ist denn auch in der Enquete- 
kommission (Prot., S. 259) von Riesser gebührend zurück- 
gewiesen worden. Die Lombardlorderungen können nicht in 
dem Masse wie Dreimonatswechgel als liquide kurzfristige 
Forderungen gelten, da sie statt mehrerer Verpflichteten des 
Wechsels nur einen Verpflichteten aufweisen, da ferner die 
Realisierung des Pfandes einen Zwangsverkauf voraussetzt, 
und dessen Ergebnis von den Verhältnissen des Marktes ab- 
hängig ist. 
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des Privilegiums die Reichskassenscheine aus der Reihe 
der zur Bardeekung der Noten verwendbaren Mittel ge- 
strieben würden. 

Was sodann die Noteneinlösung betrifft, so besagt 
heute $ 18 des Bankgesetzes, die Reichsbank sei ver- 
pflichtet, ihre Noten „gegen kursfähiges deutsches Geld“ 
einzulösen. Nachdem nunmehr der Taler aus der Reihe 
der Kurrentmünzen ausgeschieden ist, liegt kein Hindernis 
vor, die Worte „kursfühiges deutsches Geld“ durch „Gold“ 
zu ersetzen, um jeden Zweifel an der Goldqualität der 
Rteichsbanknote zu beseitigen. 

In diesen Zusammenhang gehört die in der Enquete- 
kommission aufgeworfene Frage, ob es mit Rücksicht auf 
den Kredit der deutschen Note im Auslande nicht 
wünschenswert wäre, dass sie nicht allein in Berlin, 
sondern auch in der Provinz eingelöst würde (vgl. z. B. 
die Ausführungen von Schinckel, Prot., S. 175, und 
diejenigen von Fischel, Prot., S. 205). Indessen muss 
man wohl Sehmidt (Prot., S. 201) darin recht geben, 
dass eine derartige Ausdehnung der Einlösungspflicht 
nieht allein unnötig, sondern mit Rücksicht auf die 
Grenzstädte auch bedenklich wäre. So sehr es zu be- 
grüssen ist, dass infolge der Vorgänge im Herhst 1907 
in Deutschland eine freiere Auffassung des (oldabflusses 
zum Durchbruche kam, so wenig liegt eine Veranlassung 
vor, in dieser Richtung zu weit zu gehen. Es genügt 
vollständig, wenn gegen Reichsbanknoten in Berlin jeder- 
zeit Gold zu erhalten ist und von dort aus der Gold- 
ausfuhr weder direkt noeh indirekt Hindernisse in den 
Weg gelegt werden. lleberflüssig wäre es dagegen, dem 
Goldexporteur auf Kosten der Reichsbank das Gold an 
der holländischen oder der französischen Grenze zur 
Verfügung zu stellen und so durch Reduktion der 
Transport- und Versicherungskosten den Goldpunkt zu 
Deutschlands Ungunsten zu verschieben. 

ks 

Die im Fragebogen allgemein aufgeworfene Frage, 
ob sich eine Einschränkung des Bedarfes an Umlaufs- 
mitteln im Wege der Erweiterung und Vertiefung des 
Giro-, Scheck- und Abreehnungsverkehrs empfehle, kann 
natürlich nur bejahend beantwortet worden. Eine ernst- 
liche Diskussion dieser Frage ist wohl nicht notwendig. 
Die vorbehaltlose Anerkennung der Zweckmässigkeit 
einer Weiterentwieklung auf dem Wege der bargeld- 
sparenden Zahlungsmethoden wird, wenigstens im gegen- 
wärtigen Augenblicke und wohl noch für eine lange 
Reihe von Jahren, dureh die Hinweise auf die in Eng- 
land und in den Vereinigten Staaten zutage getretenen 
Mängel «des Systems nicht beeinträchtigt"). Dagegen ist 
allerdings heute schon an der Zeit, darauf aufmerksam 
zu machen, dass das ständige Zusammenwerfen von 
Scheck- und Giroverkehr im Grunde nicht richtig ist, 
und es muss ganz bewusst die Frage aufgeworfen werden, 
ob es im Interesse der Organisation des deutschen Zah- 
lungsverkehrs liegt, den weiteren Ausbau an die heimische 
Schöpfung der Giroorganisation anzuknüpfen, oder mehr 
auf die Richtung des englisch-amerikanischen Scheck- 
systems hinzudrängen. Die Frage kann an dieser Stelle 


15) Die unbedingten Lobredner des englischen Systems mit 
seiner ganz und gar nicht elastischen Notenzirkulation, seiner 
Scheckpräponderanz und seiner schmalen Goldbasis müssen 
immer wieder an die in der Heimat dieses Systems herrschen- 
den Reformbestrebungen erinnert werden. In England ist alle 
Welt darüber einig, dass die metallene Unterlage für das ge- 
waltige darauf ruhende Kreditgebäude zu schmal ist, und dass 
eine Verbreiterung desselben durch die Zurückhaltung gewisser 
Depositenbeträge von der veızinslichen Anlage seitens der 
Bankwelt gebieterisch verlangt werden muss, Die Meinungen 
gehen dort nur darüber auseinander, wer die Kosten tragen 
soll, die Bank von England oder die Bankwelt. 


nur angedeutet, nicht aber weiter erörtert werden; der 
Verfasser dieser Zeilen bekennt, seinerseits dem Giro- 
system unbedingt den Vorzug zu geben (vgl. hierzu die 
sehr beachtenswerten Ausführungen von Schumacher, 
ea use 

In der Bankenyuete standen in diesem Zusammen- 
hange drei Fragen zur Diskussion: a) eine Erhöhung 
der unverzinslichen Mindestguthaben der Girokunden; 
b) die Annahme verzinslicher Depositen seitens der Reichs- 
bank; ei der Ankauf von Schecks durch die Reiehsbank. 

Die Frage der Einführung der Scheekdiskontierung 
bei der Reichsbank kann, wie Lexis in den Verhand- 
lungen (Prot., S. 251) ausgeführt hat, von zwei Gesichts- 
punkten betrachtet werden. Einerseits könnte dureh diese 
Massnahme, in Verbindung mit der durch das deutsche 
Scheekgesetz mit 10 Tagen entschieden zu lang ge- 
streekten Präsentationsfrist, die Zirkulation von Schecks 
erleichtert werden, was insofern eine unerwünschte 
Folgeerscheinung wäre, als Schecks Zahlungs- und nicht 
Umlaufsmittel sind; andererseits könnte aber dadurch die 
Zirkulatinnsdauer der Schecks im Publikum eingeschränkt 
werden, was entsebieden einen Vorteil bedeuten würde. 

Zu einer positiven Stellungnahme der Frage gegenüber 
kann man nur gelangen, wenn man ihre Beantwortung 
davon abhängig macht, ob diese Massnahme geeignet 
wäre, die Entwicklung des Scheckverkehrs überhaupt zu 
fördern. Diese Frage ist entschieden zu bejahen. Dabei 
ist aber allerdings mit Fischel (Prot.. S. 229) die Ein- 
sehränkung zu machen, dass eine solche Förderung sich 
nicht in Bankkreisen bemerkbar machen wird, die heute 
schon völlig hinlängliche Mittel zum Schekinkasso im 
Händen haben, sondern eher in den eigentlichen kauf- 
männischen und industriellen, der Giroorganisation der 
Reichsbank angeschlossenen Kreisen. Heute bedeutet 
das Scheekinkasso für diese Kreise viel Mühe und gele- 
gentlich auch Verluste; kauft aber die Reichsbank Schecks, 
so würde eine Reihe von Firmen ihr täglich die Scheck- 
eingänge überweisen, und zwar nicht nur diejenigen auf 
andere Plätze, sondern auch die Schecks, die einfach am 
Platze einzukassieren sind. Darin würde zweifellos eine 
gewisse Förderung des Scheckverkehres liegen, wenn 
man sieh auch darüber keiner Täuschung hingeben soll, 
dass das Geschäft voraussichtlich keinen allzu grossen 
Umfang annehmen dürfte. Es unterliegt wohl keinem 
Zweifel, dassder Diskontierung von Schecks die in letzter Zeit 
gelegentlich diskutierte Idee eines Reiehs-Scheckelearings 
nach englischem Vorbilde vorzuziehen wäre; ebensowenig 
unterliegt es aber einem Zweifel, dass diese Idee am 
Widerstande der grossen ausserberliner Plätze (Hamburg, 
Frankfurt a. M. usw.) scheitern dürfte. Eher hätte noch 
die von Riesser propagierte Idee der Organisation von 
Provinzial-Scheck-Ülearingstellen im Anschlusse an die 
Provinzial-Abreehnungsstellen der Reichsbank Aussicht 
auf Verwirklichung. l 

Nicht allein vom Gesichtspunkte der Sicherheit der 
Bank, sondern gerade und insbesondere vom Gesichts- 
pnnkte der Förderung bargeldsparender Zahlungsmethoden 
müsste die Diskontierung von Schecks auf die Giro- 
kunden der Reichsbank beschränkt bleiben. Die Richt- 
linien hierfür sind von Havenstein (Prot. S. 216) an- 
gedeutet worden: beim Zahlungsscheck ist Voraussetzung 
der Diskontierung, dass der Diskontant ein Giroguthaben 
hat; beim Verrechnungsscheck müssen Diskontant und 
Bezogener Girokunden der Reichsbank sein. 

Dagegen kann den zwei weiteren der gestellten 
ragen gegenüber nur ein durchaus negativer Standpunkt 
vertreten werden. 

Was zunächst die Frage einer Erhöhung der Mindest- 
guthaben der Girokunden angeht, so hat seinerzeit die 
Diskussion zwischen den Herren Arnold und Thorwart 
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im VI. Bande des Bank-Archivs den Nachweis erbracht, 
dass in denjenigen Kreisen, die bis heute den grössten 
Teil des Giroverkehrs tragen, die Auffassung der Mindest- 
guthaben eine andere ist als in den Kreisen der Reichs- 
bank selbst, und falls bei der Reichsbank heute noch 
die Auffassung vorherrschen sollte, es sei eine der 
wesentlichsten Aufgaben des Giroverkehrs, ihr „für ihren 
weiten Wirkungskreis ungeachtet der Einschränkung des 
Notenrechtes und der Entziehung der gerichtlichen Depo- 
siten reehtzeitig die nötigen Betriebsmittel zu gewinnen“, 
so ist diese Auffassung heute nieht mehr haltbar. Der 
Giroverkehr hat heute eine eigene, von der inneren 
Oekonomie der Reichsbank unabhängige Stellung ge- 
wonnen und kann micht mehr im Interesse dieser letzteren 
nutzbar gemacht werden. Die Erfahrungen, die anläss- 
lich der letzten Erhöhungen der Mindestguthaben im 
Herbst 1907 gemacht wurden, lassen die Befürchtung 
nieht ganz von der Hand weisen, dass weitere Er- 
höhungen die Entwieklung des Giroverkehres geradezu 
gefährden würden. Die Massnahme würde zweifellos da- 
zu beitragen, den plutokratischen Charakter der deutschen 
Giroorganisation noch mehr zu akzentuieren, und im 
Effekt ist es mehr denn fraglich, ob eine dauernde Hebung 
der Girogelderbestände, auf die es ja allein ankommen 
kann, dadurch bewirkt werden könnte’). Heute liegen 
bereits Ansätze zur Organisation besonderer Abreehnungs- 
kreise vor, und es besteht die Gefahr, dass im Falle 
einer abermaligen Erhöhung der Mindestguthaben diese 
Ansätze eine kräftige Entwiekluug auf Kosten des Giro- 
verkehres der Reichsbank nehmen würden. Wenn Jaffe 
(a. a. O., Nr. 14), dessen Stellungnahme zu dieser Frage 
eine typische Bedeutung beanspruchen darf, der Forderung 
nach einer weiteren Erhöhung der Giromindestguthaben 
uneingeschränkten Beifall zollt, und mit Hinweis auf die 
den Girokunden durch kostenlose Besorgung der Zah- 
lungen im ganzen Reich geleisteten unentbehrlichen 
Dienste „als Gegengabe die Haltung eines im Verhältnis 
zum Umsatz stehenden einigermassen erhöhten Guthabens“ 
fordert, so ist darauf zu erwidern, dass zunächst wohl 
der Nachweis erbracht werden müsste. dass die Gut- 
haben heute nicht im richtigen Verhältnisse zu den Um- 
sätzen stehen. Dieser Nachweis wird aber wohl sebwer- 
lich erbracht werden können, da (soweit Zahlen bekannt 
gegeben wurden) die Minima nachgerade reichlich genug 
bemessen sind. Wenn aber Jaff« im weiteren Verlaufe 
seiner Ausführungen im Giroverkehr ein „ausgezeichnetes 
Mittel“ erbliekt, der Reichsbank die Dispositionsmöglichkeit 
über „ein in riehtigem Verhältnis zu ihren Aufgaben 
stehendes Kapital“ zu siehern und ihre Position zu 
stärken (und ganz zweifellos liegt hier und nicht in der 
Fürsorge um ein richtiges Verbältnis zwischen Giro- 
guthaben und Giroumsätzen die tiefere Begründung der 
Forderung), so ist dem entgegenzuhalten, dass der Weiter- 
ausbau des Giroverkehrs diesem Gesichtspunkte eben 
nicht dienstbar gemacht werden darf. Gerade die Un- 
entbehrlichkeit der durch den Giroverkehr der deutschen 
Volkswirtschaft geleisteten Dienste in Verbindung mit 


u) In den Verhandlungen der Enquetekommission hat be- 
sonders Roland-Lücke (Prot. S. 253) auf diese Gefahr hin- 
gewiesen; es werde ihm von kleinen Banken und Bankiers 
immer wieder vorgerechnet: eine Reichsbanküberweisung koste 
einen soundso vielten "Del eines Permille, Porto und Versiche- 
rung des Wertes bei einer Assekuranzgesellschaft kosten so- 
und so viel weniger, wir werden folglich wohl oder übel zur 
Barwittelversendung greifen müssen. Einen lehrreichen Fall 
erzählt Fischer (Prot. S 239): einer seiner Bekannten hatte 
bei einem Mindestguthaben von 8000 M. viele Monate lang 
über 100.000 M. bei der Reichsbank liegen; wie er dann aber 
auf 13000 M. erhöht wurde, erklärte er, dass er unter keinen 
Umständen mehr als 13000 M. liegen lassen wolle; den Ueber- 
schuss wolle er lieber wieder zu Hause verwahren als ihn der 
Reichsbank überlassen. 


den gegenwärtig bereits geforderten hohen Mindestguthaben. 
verbietet eine Ueberanspannung der Anforderungen aus 
den den Jaff“schen Ausführungen zugrunde liegenden 
Motiven. 

Ebenso ablehnend muss auch die Beantwortung der 
Frage der Annahme verzinslicher Depositen durch die 
Reichsbank ausfallen. Eine Gesetzesänderung wäre ja 
hierfür nicht weiter nötig, da das Bankgesetz der Reichs- 
bank seit jeher die Ermächtigung zur Annahme soleher 
Depositen erteilt. Wenn die Reichsbank von dieser ge- 
setzlichen Befugnis keinen Gebrauch macht, so berück- 
sichtigt sie dabei, neben den Erfahrungen der ehemaligen 
Preussischen Bank, auch die Erfahrungen der meisten 
zentralen Notenbanken des Auslandes, die überall diesen 
Geschäftszweig als in den Geschäftskreis einer zentralen 
Notenbank nicht gehörend haben erscheinen lassen, Es 
wäre durehaus deplaeiert, den heute schon so starken 
Schwankungen ausgesetzten Status der Reichsbank un- 


nützerweise dureh ein weiteres Moment der Unruhe zu 
belasten, Der von Heiligenstadt (a. a. O., 8. 95 fl.) 


angeführte Gesichtspunkt, es würde infolge der Annahme 
verzinslicher Depositen durch die Reichsbank ein Teil 
der nationalen Kapitalneubildung in liquider Form er- 
halten bleiben, versagt hier, denn es würde im Resultate 
doch nur darauf hinauskommen, dass Gelder, die heute 
bei einer andern Stelle liegen, bei der Reiehsbank nieder- 
gelegt würden, und die Operationen, die heute mit diesen 
Mitteln durchgefiihrt werden, ınlissten in irgendeiner 
anderen Form an den Geldmarkt herantreten. Binen 
Vorteil würde die Massnahme wahrscheinlich nur den 
grossen Banken bringen, die dadurch die Möglichkeit er- 
halten würden, die heute gelegentlich auf dem Privat- 
diskontmarkt und auf dem Markte für tägliches Geld 
drückenden Gelder z. T. zinstragend bei der Reichsbank 
anzulegen. Für die Reiehsbank selbst würden aber diese 
Gelder „in guten Zeiten nur eine Last, und in schwie- 
rigen eine Gefahr“ bedeuten. 


Nal 

Die letzte der im Fragebogen aufgeworfenen uud 
von der Kommission noch diskutierten Fragen ist die- 
jenige nach der Zweckmässigkeit einer Einschränkung 
der an die Reiehsbank herantretenden Kreditbedürfnisse. 
Zum richtigen Verständnis dieser Frage muss allerdings 
das Datum des Fragebogens und die damalige innere 
Struktur des Wechselportefeuilles der Reichsbank mitbe- 
rücksichtigt werden. Die Vertreter der Reichsbank in 
der Enquetekommission haben selbst betont, dass sie 
trotz ihrer schon lange zurtiekliegenden Bestrebungen 
nieht ganz haben durchsetzen können, gewisse nicht 
geeignete Dauerkredite von der Reiehsbank fernzuhalten. 
Hier sind zweifellos Fehler begangen worden, die ihre 
ursächliche Begründung in dem die Reichsbankleitung eine 
Zeitlang beherrschenden Ehrgeiz, der grösste Diskonteur 
im Lande zu sein, finden. Von diesem Gesichtspunkte 
aus kann natürlich eine Rinschränkung der Kreditanforde- 
rungen nicht warm genug empfohlen werden; es liegt 
nieht im Aufgabenkreise der Reichsbank, Dauerkredite 
zu erteilen; insbesondere gilt dies aber mit Hinblick auf 
die Kreditbedirfnisse des Reiches., 

Es wird heute als ein allgemein gültiger und nieht 
mehr bestrittener Grundsatz der Notenbankpolitik hinge- 
stellt werden können, dass das Kifektengesehäft nicht iu 
den Gesehäftskreis einer zentralen Notenbank gehört; 
als mustergültig kann hier das schweizerische Bankgesetz 
hingestellt werden, welches der Nationalbank den Ankauf 
von „leicht renlisierbaren, auf den Inhaber lautenden* 
Staatspapieren nur „vorlibergehend“ und nur zum Zwecke 
der Beschäftigung unbenutzt liegender Mittel gestattet. 

In Deutschland hat sich dagegen die Entwicklung 


187 


der Dinge derart gestaltet, dass die Anforderungen des 
Reichsschatzamtes an die Reichsbank in ständigem Wachs- 
tum begriffen sind, und dass infolgedessen die Anlage 
der Reichsbank in Reichsschatzscheinen nicht mehr einen 
vorübergehenden, sondern einen stationären Charakter 


erhalten hat. Wenn nun diese Anlage im Jahresdureh- 
sehnitt 

1901: 51,8 Mill. M., 
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betragen hat, so bedeutet dies nichts anderes, als dass 
die Reichsbank einen erheblichen Teil ibrer eigenen 
Mittel immobilisieren musste. Es ist die ganz allgemeine 
Auffassung, der Schinckel auf dem III. deutschen Bankier- 
tage Ausdruck verliehen hat, dass die Reichsbank durch 
die Diskontierung von Sehatzanweisungen mehr, als ihr 
lieb sein kann, in Anspruch genommen wird, und diese 
Auffassung ist auch in der öffentlichen Kritik der Reichs- 
bankausweise unumwunden zum Ausdruck gekommen +7). 
Es kann nicht Aufgabe dieser Ausführungen sein, in 
den mit der Frage der Begebung der Reichsschatzan- 
weisungen enge zusammenhängenden Fragenkomplex der 
Reichstinanzreform einzutreten. Es genügt, wenn konstatiert 
wird, dass die jetzige Methode, wonach das Reich mit 
allen seinen Bedürfnissen, die es in Form von Schatz- 
scheinen befriedigt, ganz selbstrerständlich an die Reichs- 
bank herantritt, durchaus verbesserungsbedürftig ist. 
Zweifellos wünschenswert wäre es, wenn durch eine ge- 
eignete Reform des Reichsfinanzwesens das Mass der 
Anforderungen, die durch Begebung von lteichsscheinen 
befriedigt werden, reduziert und auf Fälle und Formen einge- 
schränkt werden könnte, in welchen diese Form wirklich 


17) Von Interesse hierfür sind z. B. die Ausführungen im 
Januarheft 1907 der Monatsschrift der Handelskammer zu 
Düsseldorf, wo (lie Behauptung aufgestellt wird, dass an der 
Geldteuerung die Schatzscheinbegebungspolitik schuldig sei. 
Der Artikel geht allerdings von falschen Voraussetzungen aus, 
indem er zwischen der Höhe des Diskontsatzes und der Höhe 
les steuerpflichtigen Notenumlaufes einen Zusammenhang 
konstruiert. Er konstatiert, dass nach Massgabe der veröffent- 
lichten Ausweise der Üffektenbestand in der Zeit vom 30. No- 
vember 1906 bis zum 15. Januar 1907 rund 128—262 Mill, M. 
betragen hat, während der Notenumlanf innerhalb der gleichen 
Feriode nicht allein das steuerfreie Kontingent überschritten 
hat, sondern vielmehr mit rund 92—575 Mill. M. steuerpflichtig 
war. Aus der Gogenüberstellung der Zahlen ergibt sich, dass 
die Reichsbank während der erwähnten Periode nur am 
31. Dezember und am 7. Januar, und an diesen Tagen nur mit 318 
bzw. 75 (statt 575 bzw. 385) Mill. M. steuerpflichtig geworden wäre, 
wenn das Reich nicht unter Begebung grosser Beträge von 
Schatzscheinen eine entsprechende Menge Noten für Reichs- 
zweeke in Anspruch genommen hätte. — Es ist für den Aussen- 
stehenden schwer, zu entscheiden, ob und inwiefern diese Ent- 
wicklung der Dinge durch das Verhalten des Reichsbank- 
direktoriums beeinflusst wurde. latsache ist aber, dass (lie 
Auffassung des Verhältnisses zwischen dem offenen Geldmarkt 
und der Reichsbank, die für Kochs Stellung zur Frage der 
Kapitalerhöhung der Reichsbank massgebend war, auch seine 
Stellung zur Frage nach der zweckmässigsten Art der Be- 
gebung der Schatzscheine beeinflusste. Er soll die Meinung 
vertreten haben, es sei gleichgültig, ob die Schatzscheine 
bei der Reichsbank oder auf dem offenen Markte diskontiert 
werden, da der Bedarf im letzten Grunde doch von der Reichs- 
bank gedeckt werden müsse Dass diese Auffassung, wenig- 
stens in dieser Allgemeinheit, unhaltbar ist, illustriert hin- 
länglich die von Schinckel (a. a. O., S. 73) erwähnte. von 
Havenstein allerdiugs entschieden bestrittene Tatsache, dass 
nicht selten Reichsschatzscheine bei der Reichsbank im 
gleichen Augenblicke diskontiert worden seien. wo die Sec- 
handlung, durch Staatsguthaben reichlich mit Geldmitteln ver- 
sorgt, billiges Geld abgab und dadurch die Diskontpolitik der 
Reichsbank durchkreuzte. 


angemessen ist. Heute gewinnt der Aussenstehende häufig 
den Eindruck, dass Schatzscheine auch in solchen Fällen 
begeben werden, wo die Begebung von Renten eher 
am Platze wäre. Es ist möglich, dass die in Aussicht 
genommenen administrativen Massnahmen gegenüber den 
Sparkassen nach dieser Richtung hin einen günstigen 
Erfolg zeitigen werden. 

Bis dahin muss aber als Minimum verlangt werden, 
dass in Fällen der Begebung von Schatzanweisungen 
jedesmal zunächst, selbstverständlich unter Mitwirkung 
der Reichsbank, versucht würde, so vieleSchatzanweisungen 
zu für das Reich günstigen Bedingungen auf dem offenen 
Markte zu begeben, als nach den Verhältnissen des 
Marktes aufgenommen werden können, und dass die 
Reichsbank nur noch einen etwaigen Ueherschuss zu über- 
nehmen hätte. 

Muss dergestalt die Wünschbarkeit einer Ein- 
schränkung der an die keichsbank herantretenden An- 
forderungen vorbehaltlos zugegeben werden, so gestaltet 
sich die Stellung zur Frage anders, wenn es sich nicht 
um die Bedürfnisse des Reiches, sondern um diejenigen 


des Verkehrs handelt. Hier stehen sich- zwei An- 
schauungen gegenüber. 
Die eine erhält ihren Ausdruck z. B. in den Aus- 


führungen von Kämpf (Prot, S. 273). „Ich betrachte 
die Reichsbank durchaus nieht in erster Linie als ein 
Kreditinstitut, sondern lediglich dazu geschaffen, um den 
Geldverkehr des Landes zu regulieren. Wenn dies aber 
der Fall ist, so kann nicht davon die Rede sein, dass 
die Reichsbank dazu berufen wäre, alle legitimen Kredit- 
bedürfnisse zu befriedigen. Im Gegenteil muss ich die 
Einschränkung machen, dass sie auch die legitimsten 
Kreditbedürfnisse nur insoweit zu befriedigen hat, als es 
ihre Pflicht, ihre Noten einzulösen, gestattet.“ 

Diese Auffassung ist im Grunde nicht haltbar. und 
zwar deshalb nieht, weil die Befriedigung der Verkehrs- 
bedürfnisse in denjenigen Formen, die der Reichsbank 
durch Gesetz gestattet sind, sie mit ihrer Pflicht, ihre 
Noten einzulösen, nicht in Konflikt bringen kann. Stellt 
man sich auf den Standpunkt des deutschen Bank- 
gesetzes, wonach die bankmässige Deekung der Noten 
deren Einlösbarkeit sichert, dann ist es nicht zulässig. 
eine Grenze zu ziehen. über die hinaus diese bank- 
mässige Deckung ihren Zweck nicht mehr erfüllen würde. 
Sofern Noten nieht anders als gegen kurzfällige Handels- 
wechsel ausgegeben werden, kann deren Einlösbarkeit 
nieht in Frage stehen, solange die Reichsbank für eine 
hinlängliche Metallreserve sorgt. Die Bereithaltung einer 
dem legitimen inländischen Bedarf entsprechenden Metall- 
reserve muss aber als primäre Aufgabe einer zentralen 
Notenbank bezeichnet werden. s 

Die zweite Auffassung ist in letzter Zeit theoretisch 
von zwei Seiten fundiert worden, von Bendixen (a. a. 0. 
und zu wiederholten-Malen im Bankarchiv; vgl. auch die 
dagegen gerichteten Ausführungen von Kaemmerer. 
Bankarehiv, Bd. VII, S. 102) und von Schumacher 
(a. a. ©., S. 91). Diesen Auffassungen hat sich in der 
Kommission Riesser angeschlossen (Prot, S. 259), der 
mit Recht darauf hinwies, dass die einzig zulässige Ein- 
wirkung auf den Umfang der an die Reichsbank heran- 
tretenden Anforderungen einerseits in der Fixierung der 
an die (Jualität der Wechsel gestellten Anforderungen 
liegt, andererseits in der Bemessung des Diskont- 
satzes, dass dagegen weitere Abwehrschranken gegen- 
über den Bedürfnissen des Verkehrs nicht aufgerichtet 
werden dürfen. Wohl entspricht es einer dem Bankgesetz 
zugrunde liegenden und heute noch ziemlich weit ver- 
breiteten Theorie, in der „Befugnis zur Ausgabe von 
Banknoten“ ein Privilegium zu sehen, ein „Recht“, für 
welches die Reichsbank jährlich bedeutende Beträge an 


188 


die Reichskasse abzuliefern hat, und aus welchem sie 
nach dem Bedürfnis „ihres Verkehrs“ Gebrauch machen 
kann. Aber aus diesem „Recht“ hat sich inzwischen eine 
„Pflicht“ entwickelt, und dementsprechend entwickelte sich 
auch aus der der Reichsbank „gestatteten“ Wechsel- 
diskontierung die Verpflichtung zu einer solchen in dem 
Sinne, dass das ganze Wirtsehaftsleben mit Bestimmtheit 
damit rechnet, gegen gute Wechsel, wenn auch zu einen 
hohen Satze, bei der Reichsbank jederzeit Geld erhalten 
zu können. Die Erfahrungen der englischen Volkswirt- 
schaft in den Krisen von 1847, 1857 und 1866 haben 
deutlich gezeigt, zu welchen verheerenden Wirkungen es 
führt, wenn plötzlich die Wechseldiskontierung sistiert 
wird und des Verkehres sich die Vorstellung bemächtigt, 
es seien auch gegen die besten Sicherheiten überhaupt 
keine Mittel mehr zu haben. Es unterliegt keinem 
Zweifel, dass die Einstellung der Wechseldiskontierung 
im Augenblicke einer Krise zu viel ersehütternderen Wir- 
kungen führen müsste als z. B. eine vorübergehende An- 
tastung der Dritteldeckung. 

Tatsache ist nun, dass die Kommission nahezu ein- 
stimmig gegen eine Einschränkung der auf die Befrie- 
digung der legitimen Kreditbedürfnisse gerichteten Tätig- 
keit der Reichsbank sich ausgesprochen hat. Nahezu 
einstimmig wurde auch der zur Diskussion gestellte 
vraktische Vorschlag (Erhöhung der zinspflichtigen 
Tage für Lombarddarlehen zu Quartalschlüssen) ab- 
gelehnt. Selbst Kämpf, der theoretisch dem Ge- 
dankengange des Fragebogens eher zuzustimmen 
bereit war, war für diese praktische Konsequenz nicht 
zu haben. Er weist darauf hin, dass im Falle der Dureh- 
führung einer solehen Massnahme an Stelle der Lombar- 
dierungen umfangreichere Diskontierungen treten würden 
(Prot., S. 273), was ja vorübergehend die Gestaltung der 
bankmässigen Deckung etwas günstiger beeinflussen könnte, 
im Grunde aber deshalb nicht empfehlenswert wäre, weil, 
worauf Fischel (Prot., S. 265) besonders aufmerksam 
machte, einerseits der Charakter des Lombardvor- 
schusses, andererseits der höhere Lombardzinsfuss beim 
Lombardgeschäft einen verhältuismässig raschern Rüek- 
Huss der Noten bewirkt, was im Interesse der Elastizität 
des Notenumlaufes nur gefördert werden sollte. Man muss 
durchaus W. Mueller (Bankarchiv, Bd. VIL, 5. 130) zu- 
stimmen, wenn er der Meinung ist, dass keine zentrale 
Notenbank nötig ist, um in geschäftsstillen Zeiten Kredit 
zu gewähren und Noten auszugeben, und dass die Reichs- 
bank, mit einer Einschränkung der Kredite am Quartals- 
ende, die Erfüllung ihrer bankgesetzlichen Aufgabe preis- 
geben würde. 

Ka S Kd 

Nachschrift. Der Verfasser der vorstehenden 
Ausführungen hat sich bemüht, die zur Diskussion ste- 
henden Fragen ausschliesslich von volkswirtsehaftlichen 
Gesichtspunkten zu erörtern, von der Ueberzeugung aus- 
gehend, dass eine Abänderung des deutschen Bankgesetzes 
keinen anderen Zwecken als demjenigen der Festigung 
und Konsolidierung der deutschen Bankverfassung dienstbar 
gemacht werden dürfe. Die Verhandlungen anlässlich der 
ersten Lesung der Novelle im Reichstag haben in ekla- 
tanter Weise den Beweis erbracht, dass innerhalb zahl- 
reicher Parteigruppen die Tendenz besteht, die Ab- 
änderung des Bankgesetzes als ein Glied in der Kette 
der Massnahmen für Reichsfinanzreform zu behandeln. 
Mit geradezu bewundernswürdiger Offenheit wurde seitens 
der meisten Redner ein Standpunkt vertreten, dem zufolge 
für die Stellungnahme zu einer ganzen Reihe der in 
Frage stehenden Punkte (Erhöhung des Grundkapitals, 
Reservefondspolitik, steuerfreies Notenkontingent, Dividende 
der Anteilseigner usw.) in erster Linie das finanzpolitische 
Interesse des Reiches massgebend sein sollte. Es wäre 


zu bedauern, wenn diese Tendenzen die Oberhand ge- 
winnen sollten, und um so mehr erwächst den sachverstän- 
digen Mitgliedern der Kommission die Aufgabe, in dem 
Konflikt, der hier zwischen den fiskalpolitischen Interessen 
des Reiches und den Interessen der deutschen Volks- 
wirtsebaft besteht, mit grösstem sachlichen und politischen 
Nachdruck diese letzteren zu vertreten. 


Der Plan einer neuen Organisation des 
langfristigen industriellen Kredits. 
Von Professor Dr. Karl Diehl in Freiburg i. B. 


Der Plan, für den langfristigen industriellen Kredit 
eine neue Organisation zu schaffen, stammt von 
Dr. Hecht, dem vormaligen Direktor der Rheinischen Hypo- 
thekenbank. Hecht, dem die Wissenschaft und Praxis 
des Bankwesens schon so viele wertvolle Anregungen zu 
verdanken hat, ist zu (diesem neuen Plane besonders 
durch Beobachtungen gekommen, die er in den letzten 
Zeiten wirtschaftlicher Krisen, oder, wie man wohl rieh- 
tiger sagt, der „Depressionen“ oder der „Störungen“ im 
deutschen Wirtschaftsleben angestellt hat. 

Schon in dem Referat, das llecht in der General- 
versammlung des Vereins für Sozialpolitik 1903 in Ham- 
burg über die „Störungen im deutschen Wirtschaftsleben“ 
erstattete, erklärte er, dass es zwar kein Universalmittel 
gäbe, um solche Störungen dauernd zu verhindern, wohl 
aber Mittel, sie leiehter zu erkennen und ihre ver- 
heerenden Wirkungen abzuschwächen. Zu diesen Mitteln 
rechnete er in erster Linie eine rationellere Organisation 
des industriellen Kredits. 

Auch die neuerdings eingetretenen Schwierigkeiten, 
besonders des vorletzten Jahres, tührt Hecht zwar nicht 
ausschliesslich, aber doch grösstenteils auf ungenügende 
und fehlerhafte Verhältnisse des industriellen Kredits 
zurück. Die Störungen im Geldmarkte, die für die kri- 
tische Lage des ‚Jahres 1907 kennzeichnend gewesen 
wären, seien teilweise dadurch hervorgerufen worden, 
dass die Industrie zu grosse Ansprüche an den Geldmarkt 
gestellt hätte, oder, wie er sich ausdrückt, die Industrie 
habe in der Form von Tratten an den Geldmarkt appelliert, 
statt rechtzeitig an den Kapitalmarkt zu appellieren. 

Hecht gibt eine genaue Diagnose, wie diese Uebel- 
stände entstanden seien, und auch eine Therapie durch 
seinen Vorschlag einer Reorganisation des industriellen 
Kredits. In derGeneralversammlung des Mitteleuropäischen 
Wirtschaftsvereins am 15. September 1908 in Mannheim 
bat Hecht ausführlich seinen Plan entwickelt; dort fand 
auch bereits eine lebhafte Aussprache darüber statt. An 
der Hand dieser Rede‘) und der schon früher erschienenen 
Denksehrift?) willich über den Hechtschen Plan Bericht 
erstatten und dann kritisch dazu Stellung nehmen. 

Nach Hecht besteht der Hauptfehler in der Ent- 
wicklung des industriellen Kredits darin, dass er sich zu 
sehr nach Art des Handelskredits herausgebildet habe, 
statt den besonderen Bedingungen der Industrie sich an- 
zupassen. Die Form, in welcher ` der industrielle Kredit 
gewährt werde, sei überwiegend die des kurzfristigen 
Kredits. Dieser Kredit mit der Auflage raschen und 
öfteren Umschlags sei für den Industriellen nicht ent- 
hehrlich, aber er werde unverhältnismässig teuer und 


1) Die Organisation des langfristigen industriellen Kredits 
(Veröffentlichungen des Mitteleuropälschen Wirtschaftsvereins 
in Deutschland, Heft VI). 

2) Die Denkschrift ist unter demselben Titel wie die Mann- 
heimer Rede erschienen, In der Frankfurter Zeitung (Abend- 
blatt vom 25. September J908) findet sich eine ausführliche 
Kritik des Hechtschen Planes. 
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vielfach verhängnisvoll, wenn er an die Stelle des lang- 
fristigen Kredits trete. 

Dieser langfristige Kredit sei aber der Industrie viel 
schwerer zugänglich, weil die genügende Organisation 
und Form dafür sich noch nicht herausgebildet hätte. 
Da wegen der Bestimmungen des Hypothekenbankgesetzes 
die Inanspruchnahme des Hypothekenkredits für diese 
Zwecke ausgeschlossen sei, müsse der Industrielle sich 
an seine Bankverbindung wenden. Die beste Form des 
langfristigen industriellen Kredits sei die Ausgabe von 
industriellen Obligationen. Aber für diese günstigste 
Form kämen nur die grossen Unternehmungen in Betracht. 
Da nur Obligationen im Betrage von einer Million zur 
Börsennotierung zugelassen seien, hätten die Obligationen 
in geringerem Betrage nur einen lokalen Markt und 
seien überhaupt schwerer zu kreieren. Wegen dieser 
Schwierigkeiten seien oft industrielle Etablissements 
kreditlos oder müssten immer wieder zu kurzfristigem 
Kredit ihre Zuflucht nehmen. 

Um diesen Vebelständen abzuhelfen, schlägt Hecht 
die Schaffung eines grossen Zentralinstituts für den 
gewerblichen langfristigen Kredit unter Ausgabe von 
Obligationen mit Blankoindossement vor. Dieses Institut 
soll tunlichst allen deutschen Industriezweigen zugute 
kommen. 

Es soll also kein neuer Typus von Papieren ge- 
schaffen werden, aber die alten Obligationen sollen durch 
eine verbesserte Form derselben auf erweiterter, zentra- 
listischer Grundlage ersetzt werden. Während die heu- 
tigen Öbligationsanlehen industrieller Etablissements auf 
konkrete Unternehmungen radiziert sind, soll bei diesem 
neuen Institut eine doppelte Form der Ausgab> möglich 
sein, einmal Scheine, die auf Grund der übernommenen 
einzelnen Obligationenanlehen emittiert werden und sodann 
solche, bei denen das Institut der direkte Kontrahent 
und Emittent der Obligationen ist, die mit dem Giro und 
unter der Haftbarkeit des Zentralinstituts begeben werden. 
Durch die grössere Publizität, die kürzere Umlaufsdauer 
und die höhere Verzinsung dieser Obligationen wird nach 
der Meinung von Hecht diesen Papieren ein grosser 
Markt gesichert sein. 

Die Provinzialbanken hätten keinen Anlass, Gegner 
eines solchen Instituts zu sein, sondern sie würden zu 
ihm in Beziehung treten können, indem sie als Vermittler 
zwischen dem Institut und seiner Klientel fungieren. 
Natürlich erhielten sie auch hierfür Entschädigung. Aber 
auch die Grossbanken, die heute hauptsächlieh die Ver- 
mittler des industriellen Obligationskredits seien, würden 
sich gern der Vermittlung des Zentralinstituts bedienen. 
Den grössten Vorzug des neu zu gründenden Instituts 
erblickt aber Hecht in der Einftihrung der Abtragung 
des Kredits in Annuitätenform; er hält eine Gesamt- 
amortisation von 7—8 pCt. in der Regel für erforderlich. 

Da das Institut seine Tätigkeit auf möglichst viele 
Industriezweige erstrecken soll, würde das Risiko ver- 
teilt, und da nur Institute von zweifelloser Rentabilität 
Kredit erhalten sollen, sei eine grosse Sicherheit der 
Darlehen garantiert. Diese grosse Sicherheit werde aber 
dadurch gewährleistet, dass ein grosser Kreis von tech- 
nisch und kaufmännisch vortreiflich vorgebildeten Persön- 
lichkeiten herangezogen werden könnte, wie dies einer 
Privatbank in solehem Umfang und in solcher Auswahl 
nicht möglich sei. 

Die Vorteile, die Hecht von dem Institut erwartet, 
fasst er in der Denkschrift (S. 9) so zusammen: „Dem 
deutschen Kapitalmarkt wird auf diese Weise ein Papier 
zugeführt, das bei aller inneren Solidität einem tiefge- 
füblten Bedürfnis in Kapitalistenkreisen entgegenkommt, 
Eine erhebliche (Quote deutschen Kapitals, die derzeit 
durch Anlage in ausserdeutschen, zum Teil ihrer inneren 


Solidität nach viel schwerer kontrollierbaren Werten Ver- 
wendung findet, wird der deutschen Industrie zugeführt. 
Der bisherige Kapital- und Kreditmangel wird schwinden, 
der Kredit selbst in richtiger Weise gewährt werden. 
Die industriellen Unternehmungen werden in grösserer 
Selbständigkeit dastehen, und die Bankiers werden nicht 


"genötigt sein, eigene Kapitalien über die Grenzen des 


ihnen zulässig erscheinenden Versonalkredits hinaus in 
gewerblichen Unternehmungen festzulegen. Der laug- 
fristige industrielle Kredit wird neben den anderen Arten 
und Zweigen des Kredits eine selbständige Stellung sich 
erringen, an die Stelle der Zersplitterung tritt die plan- 
mässige Organisation, an die Stelle des kleinen Kapital- 
marktes ein erheblich erweitertes Absatzgebiet, an die 
Stelle eines schwer veräusserlichen Papiers treten Pa- 
piere, die von der deutschen Börse als Obligationen des 
Zentralinstituts notiert sind.“ 


Mit Hecht stimme ich darin überein, dass die 
Hauptursache der letzten wirtschaftlichen Störungen in 
einer übermässigen Inanspruehnahme des industriellen 
Kredits liegt. Wie überhaupt fast alle wirtschaftlichen 
Krisen dadurch hervorgerufen werden, dass in allzu opti- 
mistischer Weise die Gewinnchancen, die sich aus 
günstigen Konjunkturen ergeben, überschätzt werden und 
dass durch die dann eintretende Ueberproduktion die 
günstige Situation in ihr Gegenteil umschlägt. Da aber 
alle solche Expansionen mit Hilfe des Kredits vorge- 
nommen werden, so liegt auch zugleicb ein Kredit- 
problem vor. Ich vermag jedoch Hecht nieht so weit zu 
folgen, dass ich auch in der unzweckmässigen Form 
des industriellen Kredits die wesentliche Ursache dieser 
Störungen erblicke, sondern ich glaube vielmehr, dass 
die heutigen Formen des industriellen Kredits den Be- 
dürfnissen genügen, dass es vielmehr die teils zu reich- 
liche, teils zu unvorsichtige Inanspruchnahme des 
Kredits war, die zu den Schwierigkeiten des Geld- und 
Kapitalmarktes führte. 

Zweifellos hat Hecht Recht, wenn er die Schwierig- 
keiten hervorhebt, die heute noch vielfach der Benutzung 
des langfristigen industriellen Kredits entgegenstehen und 
dass sehr häufig der kurzfristige Kredit an Stelle des 
zweckmässigeren langfristigen genommen wird. Aber 
diese Schwierigkeiten können bei besserer Praxis all- 
mählich überwunden werden, auch ohne dass eine gänz- 
lich neue Organisation des industriellen Kredits ge- 
schaffen wird. Also rationellere und vorsichtigere Aus- 
nutzung der heute schon vorhandenen Kreditmöglich- 
keiten ist vonnöten, nicht aber die Schaffung gänzlich 
neuer Gebilde. 

Mein Hauptbedenken gegen den Hechtschen Plan 
ist dieses: Mir scheint, dass dem Verfasser bei dieser 
Reformidee zu sehr Verhältnisse des Bodenkredit- 
wesens als Vorbild gedient haben, dass er den grossen 
fundamentalen Unterschied zwischen Mobiliar- und Immo- 
biliarkredit dabei nicht genügend beachtet hat. Gewiss 
hat die Gründung der landschaftlichen Institute eine Ge- 
sundung der ländlichen Kreditwirtschaft herbeigeführt, 
ebenso war die Schaffung der Hypothekenbanken für die 
Sanierung der städtischen Hauskreditverhältnisse förderlich. 
ich halte es aber für ausgeschlossen, dass eine ähnliche 
Umwälzung und Besserung der industriellen Kreditwirt- 
schaft durch das geplante Institut herbeigeführt werden 
könnte. 

Wenn der Verfasser also auf die Entwieklung des 
Bodenkredits, insbesondere seit Kreierung der Hypo- 
thekenaktienbank (S. 20) hinweist und hofit, dass die 
deutsche Industrie äbnliche Vorteile von seiner geplanten 
Reorganisation erwarten dürfte, so gibt er sich einer 
Täuschung hin. 
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Der grosse Unterschied zwischen den beiden Kredit- 
arten beruht darin, dass bei den Immobilien viel 
mehr gleichheitliche, objektiv erkennbare Grundlagen 
für die Verleihung des Kredits gibt, dass daher auch 
einheitliche Grundsätze für Taxierung, Rückzahlung, Be- 
leihungsquote usw. viel leichter sind, als bei dem indu- 
ssriellen Kredit. Ich glaube also nicht, wie der Ver- 
fasser (S. 7 der Denkschrift) meint, dass für die Be- 
messung des langfristigen Kredits für gewerbliche 
Etablissements gewisse objektive Gesichtspunkte ge- 
tunden werden könnten, dass es eine sogenannte „sach- 
liche Fundierung‘ gibt. 

Dazu kommt noch ein zweites Moment. Der 
Immobiliarkredit ist seiner Natur nach stets ein viel 
sicherer, risikoloser als der Industriekredit. Die Produkte 


der Landwirtschaft — Getreide usw. — sind ebenso wie 
die Objekte des städtischen Immobilienkredits — die 
Häuser — meist gesuchte und begehrte Artikel — die 


Produkte der Industrie sind stets den Schwankungen der 
Nachfrage, der Mode usw. ausgesetzt, sind viel schwie- 
riger absatzfähig. Daraus folgt, dass eine zentralistische, 
nach einheitlichen Grundsätzen verfahrende Kreditorgani- 
sation bei dem Immobilarkredit möglich, beim Industrie- 
kredit aber unmöglich ist. Hier kommt alles auf den 
einzelnen individuellen Fall an; auch die beste technische 
und kaufmännische Beratung, auf die Hecht bei seinem 
Institut so grosses Gewicht legt, hilft über dieses in der 
Unsicherheit der Unternehmung selbst begründete Risiko 
nicht hinweg. Also nicht die „Technik der Beleihung“ 
ist es, die bei den Hypothekenbanken, überhaupt bei den 
Bodenkreditinstituten, so vorzüglich ausgebildet ist (24), 
dass relativ selten eine irrtümliehe Beleihung stattfindet, 
sondern die ganze wirtschaftliche Natur dieses Kredits 
macht ihn ungefährlicher. 


Daher darf auf keinem Gebiet so wenig schema- 
tisiert werden, wie auf diesem. Hecht selbst spricht 
sich wiederholt gegen «die „Schablone“ aus. So redet 
er (S. 7 seiner Denkschrift) von der „unglückseligen 
Neigung zur Schablonisierung des Kredits“, und Seite 9 
seiner Rede sagt er: „Die individuelle Prüfung des mit 
den lokalen Verhältnissen seiner Klientel auf das ge- 
naueste vertrauten Einzelbankiers ist zweifellos zugunsten 
der Schablone zurückgedrängt. Der geschäftliche An- 
drang ist nach einzelnen grossen Stellen so bedeutend, 
die Ueberlastung der leitenden Kräfte ist eine derartig 
gesteigerte, dass manches, was in früherer Zeit der für- 
sorgliehen Pflege eines intelligenten, lokal- und personal- 
kundigen Bankiers oder auch des Direktors einer mitt- 
leren Bank oblag, beiseite fällt.“ 


Aber wird nicht diese „Sehablonisierung“ noch viel 
mehr gefördert in dem Hechtschen System? Gerade die 
strengen Vorschriften, welche das Zentralinstitut bei der 
Kreditgewährung beachten muss, z. B. dass nur „Etablis- 
sements beliehen werden dürfen, die nachweisbar in das 
Stadium der Rentabilität eingetreten sind (S. 27) und 
deren maschinelle Einriehtung und Struktur den neuesten 
Anforderungen der Technik entsprechen“ (S. 24), der 
Annortisationszwang usw. — das alles wird notwendig eine 


starke Schablonisierung hervorbringen, während heute 


bei der Konkurrenz der Banken untereinander, bei der 
lokalen und dezentralisierten Kreditgewährung, wie sie 
wenigstens teilweise noch vorhanden ist, eine grössere 
Anpassung an den einzelnen Fall möglich ist, daher 
auch jeder Fall in bezug auf Abtragung des Kredits usw. 
individuell behandelt werden kann. 

In seiner Schrift: „Die Mannheimer Banken 1870 
bis 1900, Leipzig 1902“ betont Hecht die Wichtigkeit 
dieser lokalen Interessen: „Eine zwar nicht durehgängig 
zutreifende, wohl aber in der Regel zu beachtende Vor- 


siehtsmassregel dürfte darin bestehen, dass man den in- 
dustriellen Bankkredit nur dann gewährt, wenn das 
industrielle Unternehmen innerhalb des normalen Wirkungs- 
kreises der Bank oder ihrer Filialen liegt. Die lokale 
Begrenzung der Tätigkeit ist also als Regel auch für 
die Gewährung des industriellen Bankkredits empfehlens- 
wert“ (S. 86). Was Hecht hier sehr richtig fordert. 
Berücksichtigung der lokalen Interessen, ist bei dem 
heutigen System eher möglich, als bei der zentralistischen 
Kreditorganisation, die Hecht vorsehlügt. 

Eine Zentralisierung des Kredits, wie sie sich un- 
vermeidlich dureh unsere wirtschaftliche Entwicklung er- 
gibt, ist heute schon vorhanden, nämlich die Zentrali- 


sierung, die durch das grosse Kapital bedingt ist, welches 
bei den industriellen Emissionen nötig ist. Nur die 


Grossbanken verfügen liber solche Mittel, dass sie die 
grossen Emissionen übernehmen können, die heute von 
der Grossindustrie verlangt werden und dass sie vieler- 
lei Emissionen zu übernehmen vermögen, wie es wegen 
der Risikoverteilung wilnschenswert ist. So haben unsere 
6 Grossbanken in Verbindung mit den alliierten Provinzial- 
bauken heute schon ein faktisches Monopol auf diesen 
tebiete, und es wäre nicht zweckmässig, dieses Monopol 


zuungunsten der kleinen Privatbanken noch mehr zu 
verstärken. Zwar sollen die lokalen Banken nach dem 


Hechtschen Plane in eine gewisse Verbindung zu dem 
Zentralinstitut treten, aber sie würden vielfach doch nur 
Auskunftsstellen sein, bestenfalls eine Beteiligung er- 
halten, zweifellos würden sie aber in eine abhängigere 
Stellung gegenüber dem Zentralinstitut kommen, als heute 
gegenüber den Grossbanken. 


Dazu käme noch ein weiterer Nachteil. Gerade 
weil das Zentralinstitut nur „erstklassiges“ Material an- 
nimmt, würden die Provinzialbanken auf die riskanteren 
Geschäfte reduziert und könnten sich, wenn ihnen mancher 
gute Gewinn entgeht. noch weniger der heute so dringend 
nötigen Aufgabe zuwenden, gerade dem kleinen Unter- 
nehmer für die kleinen Emissionen ihre Kapitalien zur 
Verfügung zu stellen. Die grossen Verluste, die gerade 
bei den industriellen Emissionen der kleinen Banken in 
letzter Zeit vorgekommen sind, sollten hier zur Mahnung 
dienen, alles zu unterlassen, was sie noch mehr gerade 
zu solchen riskanteren Geschäften treiben könnte. Die 
Schädigung, welche die Provinzbanken durch die Kon- 
zentration des Kapitals überhaupt, sowie durch eine 
Reihe von Gesetzen aus neuerer Zeit erlitten haben. 
würde durch die Verwirklichung des Hechtschen Planes 
noch vermehrt. 


Aber auch fir das kapitalanlegende Publikum scheint 
mir der Plan nieht ohne Bedenken. 

Infolge der Zentralisierung des Kredits und der 
vielen Kautelen, mit denen sich das Institut umgibt, 
würde im Publikum (das Gefühl grosser Sicherheit hervor- 
gerufen, und man würde die von diesem Institut auszu- 


gebenden Papiere ähnlich wie die Pfandbriefe unserer 
Landschaften usw. betrachten. Diese Sicherheit können 


sie aber niemals haben, wenn auch die „Technik der 
Beleihung“ noch so vorzüglich wäre, weil dies bei der 
Natur des industriellen Kredits ausgeschlossen ist. Ver- 
luste würden nicht ausbleiben und gerade ein Publikum 
treffen, das eine „absolut sichere“ Anlage sucht. 


Ich glaube also, dass die von Hecht in seinen 
zahlreichen wertvollen Arbeiten so treifond hervorge- 
hobenen Missstände des industriellen Kredits sich auch 
mildern lassen, ohne die neue Organisation, die ander- 
seits viel grössere Nachteile mit sich bringen könnte. 
Gerade die Lehren der letzten Krisenjahre und die von 
Hecht hierüber gegebenen Aufschlüsse müssen zu immer 
vorsichtigerer, zurliekhaltenderer, den individuellen, lo- 
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kalen Verhältnissen angepasster Benutzung des Kredits 
anspornen. Diese Vorsicht kann aber auch ausgeübt 
werden im Rahmen unserer heutigen Kreditform und 
unter Heranziehung von Kreditanstalten, die heute schon 
wesentlich dem industriellen Kredite dienen. 


Die Casa di S. Giorgio und ihre Bank. 
Von Prof. Dr. Heinrich Sieveking-Zürich. 
(Schluss.) 


U: 

Die 1675 begründete Dank schloss sich an den Ge- 
schäftsverkehr der Casa di S. Giorgio an, doch wurden 
dem Giroverkebr nach dem Muster der Bank von Neapel 
einige Erleichterungen gewährt. Sehen wir uns die Do- 
kumente dieses Verkehrs näher an! 

Seit dem 14. Jahrhundert begegnet uns in Genua 
die doppelte Buchführung. In den ad modum banchi 
geführten Büchern der Kommune wurden nachweisbar 
zuerst 1340 nicht nur Personen, sondern auch Waren 
und Wechseln Konten eröffnet, die durch ein Gewinn- 
und Verlustkonto saldiert und in dem Konto „Commune 
Janue“ abgeschlossen wurden. Von privaten Bankiers 
haben sich ebenfalls aus dem 14. Jahrhundert einige 
Kassabücher erhalten, in denen die Kassa als Schuldnerin 
des Geschäfts erscheint, so dass Auszahlungen ihr rechts 
gut geschrieben werden, während Eingänge sie links 
belasten. Zahlreichere Blicher von Bankiers bewahrt 
das Genueser Archiv aus dem 16. und 17. Jahrhundert 
auf, als die Genuesen an den Messen von Besancon den 
Zahlungsverkehr eines grossen Teiles von Europa re- 
eulierten. Aut den Messen hatten die Bankiers hand- 
liche Bücher, in die sie Soll und Haben ihrer Kunden 
eintrugen; so finden wir in dem Scartafaceio des Giofredo 
Spinula von der Ostermesse 1594 Tratten und Itimessen 
von Sevilla, Madrid, Palermo, Neapel, Florenz, Venedig 
und Antwerpen gegeneinander verrechnet. Manch ein 
Wechsel liegt noch heute diesen Büchern ein. 

Die Casa di H Giorgio verzeichnete ihre Teilhaber 
yuartierweise in den Libri delle Colonne. Daneben 
wurden 1408--1444 die Bankbücher und seit 1445 die 
Cartularia paghe für die Zinszahlungen geftibrt. Das 
Hauptbuch aber bildeten die „Introitus et exitus 5. 
Giorgii“, in denen die Einnahmen der Steuerpächter und 
die Zinszahlungen abgerechnet wurden. Wie in den 
staatlichen Hauptbiichern begegnen hier Waren und 
Weehselkonten, ein Gewinn- und Verlustkonto und ein 
Bilanzkonte. Aber während die Libri delle colonne jiihr- 
lieh erneuert wurden, wurde das Hauptbuch nur, wenn 
es wirklieh vollgeschrieben war, alle paar Jahre neu be- 
gonnen. Der mühsamen Aufgabe des Abschlusses der 
Bücher widmete man sich erst später mit grösserer 
legelmässigkeit. 

Die im 16. und 17. Jahrhundert eingeriehteten 
Bankbücher der Casa di S. Giorgio wurden ebenfalls in 
doppelter Buchführung gehalten. In dem Hauptbuch, 
dem Cartular, wurde jeder Posten in dem Konto des 
Kunden und in dem des Kassierers doppelt gebucht. Das 
Manuale stellte das Journal für die ersten chronologischen 
Eintragungen dar, die dann in das Hauptbuch übertragen 
wurden. 

So arbeitete denn auch die neue Bank von 1675 
mit Manuale und Cartular in doppelter Buchführung, die 
jährlich abgeschlossen wurden. In dem am 20. April 
1675 begonnenen Manuale wurden Einzahlungen dem 
Kassier zur Last geschrieben z. B. in dieser Form: 

„Giuseppe Maria Giussano tesoriere per 
Carto e Orelio e Luigi Veronico lire sette mila 
tre cento ottanta L. 7380.“ 


Bei Auszahlungen hatten schon die Statuten von 
1634 eine Unterschrift der ihren Kredit abhebenden 
Gläubiger im Manuale des Kassiers vorgesehen. Das 
gleiche galt bei Umschreibungen. So finden wir auch 
im Manuale des Banco di moneta corrente solche Unter- 
schriften, Quittungen der Bankgläubiger beim Erlöschen 
ihres Kredites. Bei solchen Umsehreibungen wurde 
weiter der Grund der Zahlung angegeben, mochte es 
sich um die Bezahlung empfangener Waren oder um 
eine Tratte oder dergleichen handeln, z. B.: 

„Giov. Battista Carrega e comp. per Giov. 
Stefano Corto lire mille cinque cento settanta 
nove s. 4 per pagamento di letera di Barcel- 
lona di Ansaldo Mari di doppie 84 di Spagne 

Alexandro Carrega.“ 

Links wurden im Manuale die beiden Seiten des 
Cartulars vermerkt, auf die der betreffende Posten dort 
ins Soll und ins Haben übertragen wurde. Dem Konto 
der einzelnen Deponenten stand im Cartular das Konto 
des Kassiers, des tesoriere, gegenüber. Schon am 
15. Mai war sein Konto mit 263182 L. belastet, am 
20. Mai auf einem neuen Blatt bis zu 308 360 L., am 
30. Mai auf einem weiteren bis zu 405926 L. Am 
13. Juli 1676 übertrug der „Esito del presente Cartulario“ 
ein Guthaben der Deponenten von 1202261 L. 13 s. 
A d. auf die neue Rechnung. Das zweite Jahr schloss 
am 22. Juli 1677 mit einem soleben von 872211 L. 
48.7 d. Das Cartular des Banco primo von 1721 
wies einen Umsatz von 34 054279 L. 9 s. 9. d. anf. 

Seit dem 14. Jahrhundert begegnen in Genua Zah- 
lungsanweisungen auf Guthaben bei Bankiers, die man 
mit Goldschmidt als die Vorläufer der modernen Schecks 
ansehen kann. Vor allem die Regierung und die Staats- 
schuldenverwaltung bedienten sich solcher Anweisungen 
zu Zahlungen, und das Genueser Staatsarchiv enthält 
unter den Diversorum cApituli Saal 43 Nr. 1097 anno 
1342 und Nr. 1104 1366 eine Reihe solcher „Apodisie 
solutionis misse bancheriis, consulibus eomperarum et 
eoleetoribus.“ Wir lassen hier ein Beispiel folgen: 

„MCCCLXVI die XXH Aprilis 

Date vos Thobia Castagne bancherius de ratione 
Visitatorum Capituli anni presentis Nicolino de Petra 
eintracho communis Janue libras sex Januinorum et sunt 
pro provisione et salario eintraeis communis Janue 

lb. VL“ 

Der Cintracus war der Herold der Stadt, dessen 
Gehalt also in dieser Weise beglichen wurde. 

Aber auch Private verfügten in dieser Weise über 
ihre Guthaben bei Bankiers, wie die einem Bankbuch 
von 1392 einliegenden Briefehen beweisen, die als Bei- 
lage II in meinem Genueser’ Finanzwesen lI abgedruckt 
sind. Es handelt sich hier um einen Zahlungsscheck: 
„placeat solvere de mea ratione“ und um einen Um- 
schreibescheck: „placeat scribere de ratione mea.“ — 

Ueber die Guthaben der Deponenten gaben vor 
allem die Bücher der Bankiers Auskunft, deren Ein- 
tragungen in Genua seit 1413 gesetzlich beglaubigten 
Urkunden gleich geachtet wurden. Gelegentlich gaben 
die Bankiers ihren Gläubigern eine besondere Urkunde 
über ihre Schuld. Eine solebe Apodisia aus dem 
Jahre 1375 lautet feierlich: Ich, Bartholomeus de Camulio 
der Bankier bekenne Dir, confiteor tibi, dass ich Dir 
so und so viel schulde, wie es in dem Buche meiner Bank 
steht. In Neapel nannte man solche Scheine fedi di 
eredito. 

Seit die Casa di S. Giorgio in den 30er Jahren des 
16. Jahrhunderts das Cartular de numerato eingerichtet 
hatte, liessen sich die Gläubiger, welche in diesem Car- 
tular eine liquide Forderung gegen die Bank hatten, 
einen von den beiden Schreibern des Cartulars und 
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Manuales beglaubigten Auszug über ihre Forderung aus- 
stellen, gegen dessen Präsentation ihnen an der Kasse 
gezahlt wurde. Man nannie solche Auszüge aus den 
Büchern biglietti di cartulario oder polize; sie wurden 
auch für die Deponenten der Banken eingeführt, 1600 
wurde bestimmt, dass sowohl den Staatsgläubigern ihre 
/insen, wie den Bankgläubigern ihre Guthaben nur aus- 
gezahlt werden dürften gegen die polize der beiden 
Schreiber des Cartulario und Manuale di numerato (Staats- 
gläubiger) oder di moneta doro (Bankgläubiger). Wir 
sahen, dass bei Auszahlungen weiter eine Quittung in 
dem Manuale der Casa nötig war. Wer girierte, hatte 
dies persönlich vor den Schreibern der Bank anzuordnen 
oder musste einen notariell beglaubigten Auftrag senden. 

Diese Schwierigkeiten des Umrechnungsverkehrs bei 
der Casa di S. Giorgio wurden nun 1675 erleichtert, 
indem man nach Neapolitaner Muster Auszüge aus dem 
Bankbuch über die Guthaben gewährte, fedi di credito 
oder biglietti di eredito, die durch Indorso übertragen 
werden konnten, ohne dass der Gläubiger jedesmal bei 
der Bank zu erscheinen brauchte. Diese biglietti di 
cartulario zirkulierten bald» als Zahlungsmittel auf den 
Messen von Novi und im Genueser Verkehr selbst bei 
Handwerkern und im Kleinhandel. Da sie auf die sta- 
bilere Bankwährung lauteten, waren sie sogar geschätzter 
als die moneta fuori hanco, die die stets geschäftige 
Arbitrage weiter herunterdrückte, z. B. durch Einführung 
der Mailänder Filippini. 

Die Biglietti di cartulario lauteten auf den Namen 
und auf die verschiedensten Beträge, während die Bank- 
note als Inhaberpapier auf einen abgerundeten Betrag 
leichter zirkulieren kann. Gleichwohl erfüllten die Biglietti 
für die Genueser Zirkulation die Aufgabe der Banknoten, 
da sie leicht dureh Indorso zu übertragen waren und die 
Auszahlungen dem Inhaber des Scheins geleistet wurden 
ohne Rücksicht darauf, ob das Schriftstück auf seinen 
Namen lautete. 

Die Biglietti erinnerten auf der anderen Seite an 
ein Scheckbuch. In Neapel war es üblich und wurde 
jetzt auch in Genua eingeführt, dass man nicht nur den 
ganzen Betrag der fede di credito oder des biglietto um- 
schreiben. sondern auch über Teilbeträge verfügen konnte. 
Man sandte an Zahlungs Statt eine Anweisung, eine poliza, 
auf den Teilbetrag, die der Empfänger einlösen konnte, 
und vermerkte indorso der fede den von dem Guthaben 
abzuziehenden Posten. 

Nach den Statuten von 1675 musste bei Üebertragung 
des ganzen Credits der fede oder eines Teils desselben 
von den Schreibern der Bank der Credit zuvor verifiziert 
und die Uevertragung in dorso (alle spalle della fede) 
notiert werden. Wer die fede zur Zahlung verwandte, 
hatte dies der Bank mitzuteilen. 

So wie man durch Uebertragung der Biglietti di 
eartulario seinen Kredit girieren konnte, so konnte man 
durch einfache Anweisungen, ordini, die nur die Unter- 
schrift des Deponenten tragen mussten, über seinen Kredit 
verfügen. Das waren also jene Vorläufer der Schecks, 
wie wir sie bei privaten Bankiers schon im 14. Jahr- 
hundert fanden, wie sie S. Giorgio aber bisher nur aus- 
nahmsweise mit uotarieller Beglaubigung zugelassen hatte. 

Wer es vorzog, konnte der alten Formen sich be- 
dienen; man brauchte sich kein Biglietto ausstellen zu 
lassen und konnte durch persönliches Erscheinen vor der 
Bank alles besorgen. Allein wie die Biglietti so bürgerten 
sich auch die Ordini, von denen das Bankstatut von 
1675 spricht, die Schecks, immer mehr in dem Zahlungs- 
verkehr Genuas ein. Die eingelösten Ordini, die man 
wohl auch biglietti oder polize nannte, wurden von den 
Kassierern der Bank aufbewahrt und aneinander gereiht. 
Gleich den Biglietti di cartulario haben sich eine Reihe 


Filze biglietti erhalten, die solche Anweisungen enthalten. 
Die Zettel sind in der Regel von Schreibern geschrieben 
und von den Berechtigten unterschrieben. 

Wir sehen hier die Vorsteher des Spitals Pamma- 
tone aus ihrem Guthaben Rechnungen für angeschaffte 
Vorräte und für die Statue eines Stifters bezahlen: 

„1701 adi 18. 7bre 

Voi notari del banco primo girate del conto e credito 
dell’ Ilmi Protettori dell’ ospitale Pammatone a Bartolo- 
meo Cerialdo lire mille sei cento ottantadue s. 13, prezzo 
di tele proviste al nostro ospedale 

L. 1682. 13 
e eio di ordine che vaglia con firma dell’ 1° Maria Ant. 
Doria deputato. 
Maria Antonio Doria. Gio. Batt. Piaggio cancelliere“. 
„1703 a 4 giugno 

Voi notari del banco primo girate del conto e eredito 
dell INmi Proveditori dell ospitale di Pammatone a Giov. 
Agostino Canezza macellario Lire mille quattrocento 
quarantanove s. 1. 11 e sono prezzo di carne di manzo 
da esso provisto nel prossime passato mese maggio 

L. 1449. 1. 11 
e cio per ordine che vaglia con firma delP iz Gio. 
Batt. Negrone deputato. 
Gio. B. Negrone. Jiov. Battista Pioggi cane.“ 
„1703 adi 25 settembre 

Voi notari del banco primo girate del conto e credito 
delli INmi Protettori dell ospedale Pammatone a Francesco 
Baratta statuario lire trecento ottanta e le servono per 
essere compimento del prezzo della statua rapresentante 
l'effigie del q. M. Gir. Cambioso. 

L. 380 
e cio secondo ordine che vaglia con firma dell IM Paris 
Salvago. 
Salvago.“* 

Indessen ist es fraglich, ob diese Anweisungen stets 
dem Gläubiger zur Präsentation übergeben wurden. Die 
Form einiger erinnert an die Eintragungen in das Manuale, 
die ja auch von dem Girierenden unterschrieben wurden. 
Wie die Biglietti di cartulario Auszüge über das Bank- 
guthaben waren, so bildeten diese ordini die Grundlage 
für die Umschreibung im Manuale. Man vergleiche die 
folgenden Anweisungen: 

„Per IM Notari del Cartulario primo moneta eorrento 

1700 adi 18 agosto 

Keemo Pier Maria Gentile per Carlo Moniobio ossia 
Giov. Battista Montobivo de quali lire due mila cento 
trenta otto s. 5 valuta di scudi 281. 7 argento per resto 
del loro conto in fiera passata agosto 

BSD 
Pier Maria Gentile.“ 
„In Banco primo 
1701 adi 23 7bre 

Marcello Durazzo per Franco Filippo Stajeno lire 
mille ducento quarantuna den. 10, li gira per valuta di 
pezzi ducento quarantotto 4. 2 da L. 5 trattili di Amster- 
dam Biliotti e Sardi per prezzo di tele provise a Giacomo 
suo figlio da detti Biliotti e Sardi 

L. 1241. 0. 10 
Marcello Durazzo.“ 

Es finden sich aber auch Anweisungen ohne causa, 

wie die folgende: 
„1701 5. 7bre in Banco primo 
Anna Maria Rosa Sanguineti fideicommissa del fu 


‚Ignatio Sanguineti suo marito col solo conseglio di Stefano 


Carchero suo padre per Michel Angelo Seoffero q. Giov. 
Gieronimi lire due mila cent ottanta nove s. otto d. 11. 
Base 
Stefano Öarchero, Anna Maria Rosa Sanguineti“. 

An einem Beispiel sehen wir, wie eine Zahlung, die 
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dureh Umschreibung von Biglietti di cartulario erfolgt war, 
zur Umschreibung in der Bank angewiesen wurde. 
„In Banco primo 1703 a 26 settembre 
eeng Lorenzo Centurione per Maria Ippolita Spinola 
de quali Lire mille sei cento sei soldi due e denari otto 
le gira per valuta di Lire mille cento ventiquattro tornesi, 
de quali ha dato lettere di cambio per Parigi in data 
de 17 corr. all ordine di detto Lorenzo e a Gio. Lorenzo 
Verzura, in quali disse per valuta havuta da detto 
Kee, Lorenzo in biglietti di cartulario, che provi 
haverglieli pagati, percio le fa il presente giro che serve 
per un sol pagamento 
L. 1606. 2. 8. 


E per Gio. Batt. Alberti pro numerato Lire mille duecento 


trentasei s. 10 d. 4 
Le "2 4 
Lorenzo Centurione.“ 

Dass hier derselbe Girierende zwei Aufträge mit 
derselben Unterschrift erteilt, deutet darauf hin, dass diese 
Anweisung nur direkt der Bank übergeben wurde. 

Während die den Scheeks gleichenden Anweisungen 
einfache Zettel waren, sahen schon die Statuten von 
1675 einen Druck der Formelworte der Biglietti di car- 
tulario oder fedi di eredito vor. Die beiden Notare, die 
den Buchauszug unterschrieben, scheinen durch Sehnörkel 
an ihrem Namenszug die Biglietti vor Nachahmungen zu 
bewahren gesucht zu haben. Das Papier der Biglietti 
wies später ein Wasserzeichen auf. 


UII. 


Es scheint auf den ersten Blick, als ob Girobanken, 
wie die Amsterdamer Bank von 1609 oder die Ham- 
burger Bank von 1619, der Venetianer Banco del giro 
von 1619, die Nürnberger Bank von 1621 oder die Ge- 
nueser Georgsbank von 1675, einen durchaus sicheren 
Geschäftsbetrieb aufweisen müssten. Indessen sehen wir 
alle diese Banken die schwersten Krisen durchmachen, 
und nur die Hamburger Bank wusste sich über die 
Stiirme der napoleonischen Kriege hinaus bis ins 19. Jahr- 
hundert zu erhalten. 

Die Gefahren, denen diese Banken sich ausgesetzt 
sahen, waren zweierlei Art. Einmal konnte ihre Währung 
durch die allgemeine Verschlechterung der Münze in 
Mitleidenschaft geraten. Wir sahen, wie aus diesem 
Grunde die erste Georgsbank 1444 einging. Gegen die 
Gefahr des Einströmens minderwertiger Münze konnten 
die Banken sich dadureh wehren, dass sie nur bestimmte 
Münzsorten aufnahmen oder an einer bestiminten Wäh- 
rung festhielten und alle Münzen nur mit entsprechendem 
Aufgeld gegen diese feststehende Währung eingehen 
liessen, wobei dann weniger auf das Gepräge als auf 
das Gewicht und den Feingehalt der Münzen gesehen 
wurde. Bankgeld gewann dadureb überall ein Aufgeld 
gegen das Kurantgeld des Barverkehrs. Am weitesten 
ging in dieser Richtung die Hamburger Bank. Um den 
Münzwirren zu entgehen, stellte sie 1770 ihre Währung 
ohne Rücksicht auf weitere Münzprägungen in einem be- 
stimmten Gewicht Feinsilber fest und kehrte damit zu 
dem Beispiel der im 18. Jahrhundert von Merkantilisten 
und Physiokraten gleich verehrten Chinesen zurück. 

Grösser als die Gefahr, die sich aus dem wechselnden 
Gehalte der Münzen ergab, war die zweite, die daher 
rührte, dass die Banken ihrem Charakter als Girobanken 
nieht treu blieben, sondern dem Staate ungenügend ge- 
deekte Vorschüsse gewährten. Politische Katastrophen 
hatten dann in der Regel auch eine Krise der Bank 
zur Folge. 

In Genua hatten schon die Statuten der Casa di 
S. Giorgio von 1634 zwar jede Kreditgewährung an 
Private verboten, aber bei gutem Bestande der Kasse 


Darlehen an die Regierung oder fromme Werke in 
dringenden Fällen gegen gehörige Sicherheit gestattet. 
Die Verwendung der Depositen zam Bau des Freihafens 
stellte zwar keine bankgemässe Deckung der Depositen 
dar, immerhin handelte es sich bier um die Entnahme 
kleinerer Summen, so dass das Experiment ohne Schaden 
verlief. In die grössten Schwierigkeiten aber sah sich 
die Bauk versetzt, als 1746 die Öesterreicher die Stadt 
einnahmen und Graf Cotek bei Drohung der Plünderung 
eine Kontribution von 3 Mill. L. einforderte. Um die 
Stadt vor dem äussersten zu bewahren, gaben die Pro- 
tektoren dem Wunsche der Regierung nach, diese Summe 
aus den Depositen der Bank zu entnehmen. Dafür musste 
die Bank ihre Barzahlungen einstellen. 

Die Zahlungseinstellung erfolgte nicht sofort, sondern 
man setzte zunächst am 15. September eine Grenze von 
800 L. für die einzelne Auszahlung fest, die später auf 500 L. 
heruntergesetzt wurde. Die Bankbücher zeigen, wie noch 
am 15. September grosse Beträge ausgezahlt wurden, 
Silvestro Mariotti erhob z. B. 65000 L. Später liessen 
sich die Gläubiger mehrmals die erlaubte Maximalsumme 
auszahlen. So erhob am 16. September Giov. Battista 
Masnato de Francho vierzehnmal 800 L. und 616 L. 
17 s. 6 d., Ippolito Aquarone elfmal 800 L. und 200 L., 
Angelo Maria Gallera achtmal 800L. und 518 L. 11 s. 
2 d., am 27. September erhob Gianluca Pallaviein zwölf- 
mal 400 L. und 200 L. Man sehloss die Bank dann 
zunächst auf 14 Tage, später auf unbestimmte Zeit. 

Es versteht sich, dass unter diesen Umständen das 
Agio der Banknoten gegen Moneta corrente einem Dis- 
agio Platz machte. Immerhin wurden die Biglietti nicht 
durchaus entwertet, sie sanken nur bis zu 68 pCt. in 
der ungünstigsten Zeit. Die Schuld der Deponenten 
wurde konsolidiert zu einem Monte di conservazione und 
sollte durch angewiesene Einkünfte mit 3 pCt. verzinst 
und amortisiert werden, was bis 1777 gelang. So 
konnte die 1748 neu errichtete Bank, wenn auch nur 
allmählich, das Vertrauen und die Bedeutung der alten 
wiedergewinnen. 

Es zeigte sich in dieser Krise, dass die Banken eine 
gewisse Belastung durch Kreditgewährung vertrugen, 
dass selbst eine anormale Inanspruchnahme ihrer Bar- 
bestände nieht imstande war, ihren Kredit völlig zu er- 
sehüttern. Die Krise der Georgsbank von 1746 kann 
mit der der Hamburger Bank von 1813 verglichen werden. 
In der Nacht vom 4. auf 5. November versiegelten die 
Franzosen die Bank und führten ihre Barbestände all- 
mählich fort. Wenn dann auch die Versuche, eine Ent- 
schädigung zu erlangen, erst 1816 einen nur teilweisen 
Erfolg hatten, so konnte doch schon am 2. Juni 1814 
die Bank wieder eröffnet werden, die bis zu ihrer Ver- 
einigung mit der Reichsbank der Stadt die grössten 
Dienste leistete. Der Venetianer Banco del Giro hatte 
1619 seine Tätigkeit überhaupt mit einer starken Ver- 
schuldung gegen die Regierung begonnen und zeitweise, 
wie unter der Kriegslast 1717—1739, seine Barzahlungen 
ganz eingestellt, wusste sich aber gleichwohl bis zur Li- 
quidation durch Napoleon 1806 zu behaupten. 

Die Genueser Bank hatte durch ihre Verbindung 
mit der Casa di S. Giorgio einen höheren Kredit ge- 
niessen sollen. Solange die Casa ihre privilegierte 
Stellung im alten Genua bewahrte, fiel in der Tat ein 
Teil ihres Glanzes auf die Bank zurück. Dafür musste 
die Bank 1797 das Schieksal der Liquidation der Casa 
teilen. Beide Geschäfte waren doch allzusehr miteinander 
verbunden gewesen, und es zeigte sich, dass einem Um- 
lauf von 3 Mill. L. in Biglietti keine bankmässige 
Deckung, sondern nur eine Schuld der Regierung von 
allerdings 4°/, Mill. L. gegenüberstand. An eine Li- 
quidation dieser Schuld war aber hei dem Ruin des 
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genuesischen Staates nicht zu denken. V ergebens wiesen 
die Deponenten daraufhin, dass doch die Magazine des 
Freihafens auf Kosten der Bank erbaut wären. Ihr 
Verkauf erbrachte bei den ungünstigen Zeiten keine ge- 
nügende Deckung. So zirkulierten die Biglietti entwertet 
gleich den Assignaten weiter, bis die sardinische Re- 
gierung ihren Rest 1817 mit 133 970 L. liquidierte. 

Jene alten Organisationen, die, wie ja auch die 
Amsterdamer Bank, zumeist zu Ausgang des 18. Jahr- 
hunderts ein Ende fanden, stellten somit eine unglück- 
liche Verbindung von Giro- und Kreditbank dar. Man 
wusste wohl, dass Kredit möglich und weithin möglieh 
sei, aber man war nicht imstande, die Grenzen seiner 
Berechtigung genau zu bestimmen. Die Bankleitungen 
suchten sich dadurch zu helfen, dass sie die Kredite 
möglichst geheim hielten. Sie vertrauten darauf, dass 
im Bedarfsfall die nötigen Summen schon wieder ein- 
gehen würden. Und war es dann einmal wirklich nicht 
möglich, die Depositengläubiger zu befriedigen, so war 
man auch dann noch nicht verlegen. Man suchte die 
Auszahlungen hinzuhalten. Der damalige Geschäftsverkehr 
konnte noch nicht mit der heute notwendigen Präzision 
rechnen. Wurden doch z. B. bei der Genueser Georgs- 
bank regelmässig, wenn die schwierige Aufgabe des Ab- 
schlusses der Bankbücher vorgenommen wurde, zweimal 
im Jahre die Schalter geschlossen. So konnte die Bank 
im Falle der Bedrängnis ohne allzugrosses Aufsehen 
einige Zeit ihre Zahlungen einstellen. Freilich wurde 
bei solehen Manipulationen die Bankwährung, die sta- 
biler als das schlechte Geld sein sollte, noch schwan- 
kender als dieses, wie dies namentlich in den wechseln- 
den Kursen der Venetianer Bankguthaben zutage trat. 

Die Fortschritte der neueren Banktechnik ergaben 
sich dadurch, dass man die Besonderheiten jedes einzelnen 
Geschäftszweiges erkannte und danach die Organisation 
gliedert. Im 18. Jahrhundert hatte die Hamburger 
Bank auch ihre Lehnkonten gehabt. Im 19. wollte sie 
nichts weiter sein als Girobank. Dadurch erreichte sie 
das eine Ziel der Banken, die Stabilität der Währung, 
auf das vollkommenste, während freilich die Ablehnung 
von bankmässigen Kreditgesehäften die nicht minder not- 
wendige Elastizität der Zahlungsmittel, namentlich in der 
Krise von 1857, vermissen liess. Auf der anderen Seite 
zeigte die Bank von England, die von vornherein als 
Kreditbank, als Notenbank gegründet war, in ihrer 
weehselvollen (eschichte, während langer Jahre der Ein- 
stellung der Barzahlungen 1797—1816 und während so 
mannigfacher Wirtschattskrisen, die Möglichkeit, grosse 
Mengen nicht in bar gedeckter Noten ohne wesentlichen 
Kursrückgang in der Zirkulation zu erhalten, sofern nur 
das Vertrauen in die Bankleitung erhalten bleibt und 
für baukmässige Deckung vor allem in sicheren kurz- 
fristigen Wechseln gesorgt ist. Jene anderen Geschäfte, 
die die früheren Banken trieben, wie Anlage in Grund- 
stücken oder Hypotheken, die der preussischen Bank 
1807 so verhängnisvoll wurde, sind heute selbständigen 
Organisationen überlassen, die den langfristigen Kredit 
mit seinen Besonderheiten pflegen, und auch wo, wie in 
der Schweiz. Notenbanken und Hypothekenbanken mit- 
einander verbunden sind, findet eine scharfe Teilung 
zwischen diesen Teilen des Geschäftes statt. 

Wenn so auch die Probleme des Bankwesens in 
der modernen Arbeitsteilung weit schärfer erkannt werden 
können, gewährtesdoch einen eigenen Reiz, die Geschäftswelt 
der vergangenen Zeiten mit den entsprechenden Aufgaben 
in ihrer Weise sich abfinden zu sehen, und, wie aus dem 
unbeholfenen Depositalschein in gleicher Weise die Bank- 
note und der Scheck abgeleitet werden können, so sind 
die Keime der modernen mannigfaltigen Entwicklung in 
der einfacheren Arbeitsvereinigung des Geschäftsverkehrs 
jener früheren Jahrhunderte zu sehen. 


Gerichtliche Entscheidungen. 


l. Bürgerliches Recht. 
1. Zu $ 273 BGB. 
Ein vertragsmässiges Zurückbehaltungsrecht an 
einem Hypothekenbrief ist im Konkurse des anderen 
Teils unwirksam. 


Urteil des RG. V. Ziv.-Sen. vom 19. November 1908 
(Recht 1909 Nr. 17). 

2. Zu § 676 BGB. 

Der Bankier haftet nicht ohne weiteres bei 
Empfehlung eines Industriepapiers, das Kurs- 


schwankungen ausgesetzt ist, insbesondere dann 
nicht, wenn für den Käufer dadurch ein Schaden 
eingetreten ist, dass er das Papier voreilig verkaufte. 

Urt. des RG. L Ziv.-Sen. vom 18. Januar 1909 (Ztschr. 
für Rechtspflege in Bayern 1909, S. 111). 

Der Kläger kaufte im Juni 1903 Aktien mit einem Auf- 
wand von 21736 M. Schon im September verkaufte er, 
nachdem ein Kurssturs eingetreten war, 16 Stücke und später 
den Rest. Er löste für erstere 13630 M., für letztere 3772 M. 
und beansprucht von der Beklagten Ersatz des Schadens, weil 
die Vertreter der Beklagten ihm die Aktien fahrlässigerweise 
zum Ankauf empfohlen hätten. Klage und Berufung wurden 


zurückgewiesen. Die Revision blieb erfolglos. 
Gründe: Der Kläger kann keinen Schadenersatz 


beanspruchen, weil er durch den Ankauf keinen Schaden er- 
litten hat. Er hat erhalten, was er begehrte ein Industrie- 
papier —, das, wie (lie meisten Papiere dieser Art, je nach der 
Entwicklung des Geschäfts und der Dividendenverteilung 
Kursschwankungen unterlag, das aber keineswegs als ein sog. 
„faules Papier“ bezeichnet werden konnte und das, als wegen 
Ausfalls der Dividende ein Kurssturz eintrat, doch schon die 
Keime der bald nachher wieder eingetretenen Kurssteigerung 
in sich trug. Der Kläger kann daher auch nicht geltend 
machen, dass ihm die Vertreter der Beklagten, als ersie wegen 
Anschaffung von Industriepapieren um Rat fragte, durch 
Empfehlung der Aktien einen Schaden zugefügt haben. Der 
Schaden, der er erlitten hat, hat seinen Grund in dem vor- 
eiligen Verkauf der Aktien, die inzwischen einen den Ankanfs- 
preis erheblich übersteigenden Kurs erzielt und behauptet 
haben. Der Kläger hat, als er die Aktion verkaufte, falsch 
spekuliert-und kann die Folgen seiner unrichtigen Kalkulation 
nicht auf andere abwälzen. 


Il. Stempel- und Steuerwesen. 


Zu Tarifnummer 4a, Abe. I, Nr. 3, Abs. 2 des Reiohsstempel- 
gesetzes vom 3. Juni 1906. 

Beschliesst eine Aktiengesellschaft zur Erhöhung 
ihres &rundkapitals die Ausgabe neuer Aktien zum 
Parikurs, wovon aber nur 25 pÜt. bar einzuzahlen, 
in Höhe der übrigen 7k pÜt. dagegen Wechsel bei 
ihr zuhinterlegen sind, und erfolgt dementsprechende 
Zeichnung, so ist der Anschaffungsstempel vom 
vollen Nennbetrage zu berechnen, auch wenn der 
Zeichner nur Interimsscheine entsprechenden In- 
halts erhält, und selbst wenn es ganz ungewiss ist 
ob die Einrufung der ausstehenden 75 pOt. jemals 
erfolgen wird. 

Urteil des Reichsgericht vom |. 
476, 081). 

Von der Generalversammlung der klagenden Aktiengesell- 
schaft wurde am 20. Juni 1903 zwecks Erhöhung des Grund- 
kapitals die Ausgabe von 2000 neuen, über je 1000 M. lauten- 
den Namensaktien zum Parikurse beschlossen. Durch Urkunde 
vom 7. Juni 1906 zeichnete die M. R.-Gesellschaft diese 2000 
neuen Aktien. Nachdem sie, entsprechend dem durch den Ge- 
neralversammlungsbeschluss auf die neuen Aktien für anwend- 
bar erklärten $ 6 des Statutes der Klägerin, 25 pÜt. vom 
Nennbetrage bar eingezahlt und in Höhe der übrigen 75 DO, 
an die Order der Klägerin lautende Wechsel bei dieser hinter- 


Dezember 1908, VI 


1) Mitgeteilt von Herrn Reichsgorichtsrat Kastan-Lieipzig- 
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legt hatte, wurden ihr laut Schlussnote vom 20. Juni 1906 von 
der Klägerin 2000 Stück Interimsscheine ausgeliefert, Zu der 
Schlussnote verwendete die Klägerin, indem sie den bar ein- 
gezahlten Weilbetrag von zusammen 500000 M. als mass- 
gebend ansah, Stempelmarken in Höhe von 150 M. Auf An- 
ordnung der Steuerverwaltung entrichtete sie aber später 
durch Verwendung weiterer Stempelmarken noch 450 M. 
Stempelsteuer, deren Erstattung sie mit der Klage fordert. 
Das Juandgericht hat die Klage abgewiesen. Auch die Be- 
rufung der Klägerin ist zurückgewiesen worden. Ihre Revision 
blieb ebenlalls ohne Erfolg. Das Reichsgericht führt aus: 

Nach 'lariinummer ta Abs. 1 Ziffer 3 RStempG., in der 
früheren Fassung Ziffer 4, ist von Kauf- und sonstigen 
Anschallfungsgeschäften Ober die in Tarifnummer 1 genannten 
Aktien und Interimsscheine eine Abgabe in Höhe von Zu vom 
Tausend zu erheben; die Abgabe ist, wie Spalte 4 des Tarifs 
ergibt, „vom Werte des Gegenstandes des Geschäfts“ zu 
berechnen. Den Kauf- und sonstigen Anschaffungsgeschäften 
steht hierbei nach Abs. 2 der Tarifnummer 4a die „Ausreichung 
an den ersten Erwerber“ gleich, 

Dass es sich in einem Falle der vorliegenden Art um eine 
„Ausreichung an den ersten Erwerber" handelt, unterliegt keinem 
Bedenken: es genügt hier der Hinweis auf das Urteil des 
Reichsgerichts vom 25. Juni 1897, Entscheidungen Band 39 
Seite 126, wo insbesondere auch dargelegt ist, dass es nicht 
aul den Akt der körperlichen Aushändigung der Wertpapiere 
ankommt, dass vielmehr die Abgabepflicht sich an das Geschäft 
knüpft, wodurch für den ersten Erwerber der Anspruch auf 
Auslieferung der betreffenden Wertpapiere begründet wird. 
Dieses Geschäft ist im vorliegenden Falle durch das in dem 
Zeichnungsscheine der M R.-Gesellschaft vom 7. Juni 1906 
enthaltene Vertragsangebot und durch dessen Annahme 
seitens der Klägerin, die hierüber gemäss der Vorschrift des 
$ 12 (früher 9) des Reichsstempelgesetzes die Schlussnote 
vom 20. Juni 1906 ausgestellt hat, zustande gekommen. Zu 
prüfen war also, was Gegenstand dieses Geschäfts und 
was Wert des Gegenstands ist (Spalte 4 des Tarifs). 

Die Schlussnote bezeichnete als Gegenstand des Geschäfts: 
„2000 Stück Interimsscheine . ... 1000 M. mit 25 pCt. Ein- 
zahlung“; als „Preis oder Kurs“ gibt sie an: „Pari (250 M. pro 
Stück)“, und dementsprechend beziffert sie den „Wert des 
Gegenstandes“ auf „500005 M.“ Allein (lie Beurkundung ist 
nicht das massgebende. Die Ausstellung der Schlussnote ist 
nur zur Sicherung des fiskalischen Anspruchs auf die Abgabe 
vorgeschrieben ($ 12 a. a. ©.) Steuerpflichtig ist nicht die 
Urkunde, sondern, wie weiter oben schon angedeutet, das Qe- 
schäft; nicht um einen Urkundenstempel, sondern um eine 
Geschäftsabgabe handelt es sich bei der T'arifnummer 4, was 
aus den Ueberschriften vor & 9 (früher 6) des Gesetzes und 
vor larifnummer 4 und namentlich auch aus dem Wortlaute 
des § 9: „Die... Abgabe ist von allen... Geschäften der 
bezeichneten Art zu erheben“, und des $ 14 (früher il): „Kine 
Sehlussnote kann mehrere abgubepflichtige Geschäfte um- 
lassen . . .“ unzweideutig hervorgeht, vgl. nuch das demnächst 
zun Abdrucke gelangende Urteil des Senats vom 6. Oktober 
1908, VII 567, O7. Massgebend ist somit nicht der in der 
Sehlussnote beurkundete, sondern der wirklich vereinbarte Ge- 
schäftsgegenstand und sein Wert. 

Unstreitig hatte die Generalversammlung der klagenden 
Aktiengesellschaft am 20. Juni 1908 die Erhöhung des Grund- 
kapitals dieser Gesellschalt um 
von 2000 über je 1000 M. lautenden Namensaktien zum Pari- 
kurse beschlossen, und dem entspricht der Zeichnungsschein 
der M. D Gesellschaft, worin diese „behufs Aufbringung den... 
erhöhten Aktienkapitals 2000 Stück junge Aktien zum Nenn- 
betrage“ zeichnet. Hieraus ergibt sich, dass den Gegenstand 
des von der Klägerin angenommenen Vertragsangebotes der 
irwerb der neu auszugebenden Aktien, und zwar zu einem 
ihrem Nennbetrage gleichkommenden Kurse, bildete. Dabei 
ist der Umstand, dass die Erwerberin tatsächlich nicht Aktien, 
sondern nur Interimsscheine erhielt, ohne Bedeutung; ent- 
scheidend ist, wie früher erwähnt, dass dorch das Geschäft der 
Anspruch auf Auslieferung der Aktien für die Erwerberin be- 
gründet worden ist. Deshalb kann es auch auf sich beruhen, 
ob nicht sogar die ausgereichten Urkunden. trotz ihrer Be- 
zeichnung, als „Interimsscheine“ nach ihrem Inhalt in Wahr- 
heit bereits Aktien sind (Staub, 8. Auflage, Anm. 5 zu s 179 
1GB): insbesondere würde dieser Annahme der Umstand, 
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dass die Ausgabe vor der vollen Einzahlung erfolgt ist, nicht 
entgegenstehen, da die Urkunden auf den Namen der Erwerberin 
lauten (§ 179 Abs. 3. HGB.). 

Der Wert des Geschäftsgegenstandes war unbedenklich 
nach dem vereinbarten Erwerbskurse zu bestimmen (vgl. Abs. 2? 
der Bestimmung in Spalte 4 des Tarifs). Hierbei ist es für 
die hier zu treffende Eintscheidung wiederum ohne Bedeutung, 
dass die Erwerberin, entsprechend dem durch den Generalver- 
sammlungsbeschluss vom 20. Juni 1908 auch für die neuen 
Aktien als massgebend erklärten $6 der Statuten der Klägerin 
(vgl. 8278 Abs. 1 Satz 2 des Handelsgesetzbuchs), von dem 
lirwerbskurse nur 25 pCt. einzuzahlen hatte und eingezahlt 
hat, und dass dies in dem Zeichnungsscheine zum Ausdrucke 
gebracht ist. Hierdurch ändert sich nichts an der von der 
Üürwerberin bereits in voller Höhe des Nennbetrags vertrags- 
mässig übernummenen Leistungspflicht. Diese besteht, gleich- 
viel ob man die in Höhe der ausstehenden 7h pCt. hingegebenen 
Wechsel nur als zur Sicherung jener Verpflichtung oder schon 
als zahlungshalber gegeben ansieht. Mit Unrecht behauptet 
hiernach die Revision, der Uebernahmepreis habe nur 
500000 M. betragen; der Uebernahmepreis, d. h. die von der 
Yürwerberin durch das abgabepflichtige Geschäft übernommene 
Zahlungspflicht, belief sich vielmehr nach vorstehendem auf 
den vollen Nennbetrag der gezeichneten Aktien, d. i. aul 
2000000 M. Ohne jeden Belang ist es auch, dass die Zah- 
lungspflicht, wie die Revision geltend macht, in Höhe jener 
75 pCt. nach § 6 cit. als bedingt und betagt anzusehen ist. 
Dass von einer Stundung die Zahlungspflicht selbst nicht be- 
rührt wird, bedarf nicht näherer Darlegung, und dass bedingte 
Geschäfte in betreff der hier in Rede stehenden Abgabepflicht 
als unbedingte zu gelten haben, ist im § 10 (früher 7) des Ge- 
setzes ausdrücklich angeordnet: Nicht erst die später eiomal, 
sobald entsprechender Beschluss des Aufsichtsrats der Klägerin 
gemäss $ 6 cit. ergeht, stattfindende Nachzahlung bildet in 
Höhe ihres Betrages, wie die Revision meint, im Sinne der 
Tarifnummer +a den 'stempelpflichtigen Akt, sondern stempel- 
pfliehtig nach dieser Vorschrift ist, wie bereits dargelegt. der 
Vertrag, durch den schon jetzt in Höhe des vollen Nenn- 
betrages der Aktien die Zahlungspflicht vereinbart ist. Des- 
halb kommt es auch nicht darauf an, ob grössere oder ge- 
ringere Wahrscheinlichkeit dafür besteht, ass die Nachzahlung 
tatsächlich jemals eingerufen werden wird; selbst wenn dies 
niemals geschehen sollte, würde dadurch an dem rechtlichen 
Inhalte des abgabepflichtigen Geschäfts nichts geändert werden. 

Mit der hier dargelegten Auffassung steht auch der Wort- 
laut, den die Klägerin selbst den an die Erwerberin ausge- 
reichten Interimsscheinen gegeben hat, vollkommen in Win- 
klang. Nach diesem Wortlaut „hat die M.R.-Gesellschaft in M. 
diese Aktie durch bare Einzahlung von 250 M. und Hinter- 
legung eines Wechsels über 750 M. erworben und ist dadurch 
Aktionär... geworden“. Auch hier ist klar ausgesprochen, dass 
der Gewährung des Aktienrechts und der Ausreichung des 
Wertpapiers von sciten der Klägerin eine Gegenleistnng der 
Erwerberin gegenübersteht, die sich keineswegs auf die alsbald 
erfolgte Einzahlung von je 250 M. beschränkt. sondern den, 
zwar vorläufig noch nicht ebenfalls bar gezahlten, aber doch 
schon in den Bereich der gegenwärtigen Vertragspflicht auf- 
genommenen weiteren Betrag von je 750 M. mitumfasst. 

Demnach enthält es keine Gesetzesverletzung, dass (der 
Berufungsrichter den Wert des Geschäftsgegenstandes, auf 
2000000 M. und dementsprechend die Abgabe nach dem Satze 

von Sa vom Tausend auf 600 M. berechnet hat. Dass die da- 
neben geschuldete Abgabe aus Tarif-Nr. 1 des Iteichsstempel- 
gesetzes nach Spalte 4 des Tarifs nur „vom Betrage der be- 
scheinigten Einzahlungen“ zu berechnen war, beruht darauf, 
dass diese Abgabe eben, im Gegensatze zu der aus Tarif- 
Nr. 4, einen Urkundenstempel bildet. Wie ferner der An- 
schaffungsstempel zu berechnen wäre für ein Geschäft, wo- 
durch die M. R.-Gesellschaft die erworbenen Wertpapiere weiter 
veräusserte. kann auf sich beruhen. Der Wert des Gegen- 
standes eines solehen Geschäfts muss keineswegs, wie die 
Revision meint, derselbe sein. wie der des hier in Rede stehen- 
den Geschäfts; die Gleichheit kann vorhanden sein, muss es 
aber nicht (vgl. das schon angeführte Urteil vom 6. Oktober 1908). 
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Statistischer Teil. (Redigiert von Dr. Berthold Breslauer-Berlin.) 
Die Reichsbank im Monat Februar 1909.') 
L Der Metallbestand. č č 9. Die Metalideckung der sämtlichen täglich fälligen Verbind- 


Ausweistage lichkeiten. 
Monat 6. l 15. | 23. i 27. Ausweistage 
-A Metallvorrat in Mark Tis n d | E ng | og | 37, 
Februar 1909 1 073 081 000 | 104 365 000 1 142 730.000 1 090 681 000 onat ‚Metallvorrat in °/, der sämtlichen täglich fälligen 
Januar 1909 1 032218 000 1 093 152 000 1136 377 000 1096 266 000 | » Verbindlichkeiten 
Februar1908| 897 351000 928214 000 | 968 773.000 | 918 287 000 | Februar 1909. 51,61 53,39 bh,14 | 51,96 
EEN ee grünen Bana "(dans 1909 42,34 | 48,51 51,88 51,25 
2. Der Barvorrat. ) Februarisog, 4821 | om 1 pp | 299 
Ausweistage m 
Monat 6. ia gg 23. 27. ID. Die Bardeckung der sämtlichen täglich fälligen Verbind- 


Barvorrat in Mark 


d SS E lichkeiten. *) 
Februar 1909 1 157 675 000 11 198 621 000 1 244 821 000 1168 814 000 - we. 
Januar 1909 |1 113 482 000 1 189 730 000 |1 242 124 000 1 171 978 000 Ausweistage 
Februar 1908| 991 960 000 1 031 052 000 11 077 969 000 999 664 000 oa N 6. H 15. , 23. a 
Stege, EE en O EA KR 2 ‚Barvorrat in °/, der sämtlichen täglich fälligen 
3. Der Notenumlauf. Verbindlichkeiten 
Ausweistage Februar 1909 55,68 57,95 | 60,07 55,68 
Monat 6. 15. | 23. Des Januar 1909 45,67 52,81 ` 66.71 54,79 
Notenumlauf in Mark Februar 1908 53,20 54,58 57,10 51,83 


Februar 1909 1 451 195 000 1 351 358 000 1 332 726 000 1 418 458 000 
Januar 1909 1 771 933 000 1 574 171.000 1473 579 000 |1 511 651 060 


Il. Höchste und niedrigste Deckung der sämtlichen täglich 
Februar 1908 1 411 171.000 1 359 292 000 1313 934 000 1 410 530 000 


fälligen Verbindlichkelten. *) 


4. Die Metalldeckung des Notenumlaufs. Höchster Stand | Niedrigster Stand 
A i| l | l , | 
i 3 Ä Ausweistage a Monat Mooier RE EE Weg Ee EE A 
Monat 6. ' 15. j 23. N 27. bé olo | of, | ai 
et, Metallvorrat in °/, des Notenumlaufs Februur 1909| 55,14 60,07 Sint TR: 
Februar 1909 73,94 79,95 86,74 | 16,89 Januar 1909: 51,88 56.71 42,34 15.67 
Januar 1909 58,25 69,44 17,12 12,52 Februar1908| 51,82 57,10 47,61 51,88 
Februar 1908 63,59 68,29 Eon _—_ —n 
5. Die Bardeckung des Notenumlaufs. 12. Die Wechselanlage. 
Ausweistage Ausweistage 
Monat 6. 15} | 28. f ST Monat 6. 15. | 2 37. 
Wë: Barvorrat in %, des Notenumlaufs CN | Wechselanlage in Mark 
Februar1909| 79,77 86,17 | 98,40 82,40 Webruar1909 | 761 072000, 728 901 000 | 723 045 000 777 299.000 
Januar 1909 62,84 : 75,58 | 84,29 | 77,58 Januar 1909: 983449000. 849 340 000 | 786 030 000 509972 000 
Februar 1908 70,29 i 75,85 i 82,04 i 70,87 Februar 1908! 967 299 000 . 958 530. 000| 925 524.000 | 946 589 000 
6. Höchste und niedrigste Deckung des Notenumlaufs. i 
E uge Ee ANTE 13. Die Lombardanlage. 
Höchster Stand Niedrigster Stand - — 
Monat der | der der der Ausweistage 
i E n A ma ERR Pardeckung Monat | H: 15. i 93, 97. 
Februar1908 | sie: a, "oam geck d ELLE BLEI 
"ebruar 1909 | ; 93, 3,9- 19, Februar 1900| 55394000 67778000 | 53590000, 89399000 
sa ae | 84,29 58,25 | 62,84 Januar 1909. 94894000 69814000 | 54010000 | 63198000 
Pebruar 1908| 173,78 | 82.04 | 68,58 ` Jl _ | Webruar1908| 83668 000 | 80 658.000 | 66.049 000 | 122 732 000 
7. Steuerfreier und steuerpflichtiger Notenumlauf. Grieg p 
NE . Die Effektenanlage.°) 
b. 15. | 23. 2 Ausweistage 
Monat Höhe des steuerfreien (+) bezw. steuerpflich- Monat 6. | 15. | 28. | Ze, 


tigen (—) Notenumlaufs 
in Mark | in Mark in Mark in Mark 
Februar 1909 -F179 309 000 -+290 092 000 +384 924 000-4233 185 000 
Januar 1909 —185 622 000+ 88 388 000-241 374 000/+133 156 000 
Februar 1908 + 53 618 000j+ 144 589 000-236 864 000+ 61963 000 


8. Fremde Gelder.*) 


| 
bk Die Effektenanlage in Mark 
Februar 1909, 271346 000 | 288 019 000 | 213 393 000 | 225 944 000 
Januar 190) 403 140 000 300 994 000 | 259 474 000 | 253 721 000 
Februar 1908| 27.196000 | 38433000 | 37 145.000 | 74 785 000 


16. Der Diskontsatz. 


i Durchschaittl. | Höchster Niedrigster 
Bonat a 6 a 97 Monat Bank- | Privat- | Bank- | Privat- | Bank- Ee 
= Wii, Ma dr sai, ue, in Mark > a WEE De? ogony m dee 
EE = H H a o Le o 
Februar 1909 i 628 000 000 | 687 077 000 | 739 350 000 | 680 605 000 | Februar1909. . 3,77 | 2,17 | 4,00 23, SU 17a 
Januar 1909; 666 027 000 | 678 879 000 716 912 000 | 627 565 000 Januar 1909.. | 4,00 2,24 4,00 21/, 4,00 2,00 
Februar 1908 | 450 189 000 | 531 471 000 | 573 902 000 | 518 209 000 Februar 1908 . . | 600 | 4,48 6,00 dn, 6,00 die 


15. Die Zusammensetzung der Anlagen‘) der Reichsbank. 
Ausweistage 


6. 15. Sam | GER 
i o 
Montat Es beträgt ın lo der gesamten Anlagen 
4 die Anlage t l 
; in . A in SE i in y 5 in š 
Wechseln DNS Eitekten Wechseln e Effekten Wechseln Lombart ereechen ee Effekten 
Eebraar 1900. . .. . .ı 69,96 5,09 | 34,95 I 7045 | 6,55 | 23,00 1 7808  54l | 21,56 aa | 8,18 | 20,68 
Januaygl 90 248 66,38 6,41 27.21 69,88 6,77 24,85 71,49 4,91 23,60 71,88 5,61 22,51 
Februar 1908 ...... 89,72 7,16 Za 88,95 7,48 8,57 89,97 6,42 3,61 82,73 10,78 6,54 


1) Die höchsten und niedrigsten Ziffern der einzelnen Bestände in jedem Monat sind durch fetten Druck hervorgehoben. 

2 Als Barvorrat gilt gemäss § 9 des Bankgesetzes vom 14. März 1875 der in den Kassen der Reichsbank befindliche Betrag an kursfähigem deutschen 
Gelde, an Reichs-Kassenscheinen, an Noten anderer dentschor Banken und an Gold in Barren oder ausländischen Münzen, das Ptund fein zu 1392 M. berechnet. 

3) Die „fremden Gelder“ entsprechen der Position „die sonstigen täglich fälligen Verbindlichkeiten“ des Beichsbankausweises. Sie setzen sich in 
der Hanptsache zusammen aus den Giroguthaben (von Staatskaasen und von Privaten), aus den Guthaben von Staatakassen auf besonderen Konten nnd 
aus den Depositengeldern 

+) Die sämtlichen täglich fälligen Verbindlichkeiten sind Noten und fremde Gelder, 

bn Die Kffektenanlage enthält vornehmlich Reichsschatzscheine. 

a Als solche sind zusammengefasst worden: Die Anlagen in Wechseln, Lombardforlerungen und Effekten 


